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SEESTADT BREMERHAVEN 
 

Der Magistrat 

 

 
 
 

Tagesordnung für die 12. öffentliche Sitzung des 
Personal- und Organisationsausschusses 

in der Wahlperiode 2023/2027 am 16.03.2026 
 
 
 
Öffentlicher Teil 
 
TOP Bezeichnung Vorlage-Nr. 
 

1 Einwohnerfragestunde 
 

 

2 Genehmigung der Niederschrift 
 

 

2.1 Genehmigung der Niederschrift der 11. öffentlichen Sitzung des 
Personal- und Organisationsausschusses in der Wahlperiode 
2023/2027 am 03.12.2025 
 

2/2026 

3 Sachstandsbericht gemäß § 49 Abs. 2 GOStVV 
 

 

3.1 Sachstandsbericht gem. § 49 Abs. 2 GOStVV für die öffentliche 
Sitzung am 16.03.2026 
 

5/2026 

4 Vorlagen/Vorträge 
 

 

4.1 Umsetzungsstrategie des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
hier: Bericht zum Stand der Umsetzung in der Stadtverwaltung 
(02/2026) 
 

4/2026 

4.2 Tätigkeitsbericht der Antikorruptionsbeauftragten für das Jahr 
2025 
 

9/2026 

4.3 Anträge zum Stellenplan 2026/2027 
 

1/2026 

4.4 Verlängerung des 0,82 befristet überplanmäßigen Bedarfes für 
die Jugendberufsagentur im Amt für kommunale Arbeitsmarktpo-
litik 
 

7/2026 

4.5 Anerkennung von 15,0 befristeten überplanmäßigen Bedarfen 
für die Abteilung „Kinderförderung“ des Amtes für Jugend, Fami-
lie und Frauen (drittmittelfinanziert) 
hier: Gewinnung von pädagogischen Fachkräften aus Spanien 
für die Kindertagesbetreuung 
 
 

8/2026 
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4.6 Verlängerung des 1,0 befristeten überplanmäßigen Bedarfes 
„Projektleitung BIWAQ“ für das Amt für kommunale Arbeits-
marktpolitik 
 

10/2026 

4.7 Entfristung eines 1,0 befristeten überplanmäßig anerkannten 
Bedarfes für die DV-Anwendungsbetreuung des Bürger- und 
Ordnungsamtes 
 

11/2026 

4.8 Ausnahmen von den Verwaltungsvorschriften zur vorläufigen 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stadt Bremerhaven für 
das Haushaltsjahr 2026 
 

12/2026 

5 Anträge 
 

 

6 Anfragen 
 

 

7 Mitteilungen 
 

 

8 Verschiedenes 
 

 

 

 

 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 



 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Oest, Telefon: 2470 
Bremerhaven, 10.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  2/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 1 

 
 
 
 
Genehmigung der Niederschrift der 11. öffentlichen Sitzung des Personal- und Organi-
sationsausschusses in der Wahlperiode 2023/2027 am 03.12.2025 
 
 
 
 
 
Die Niederschrift der 11. öffentlichen Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses 
am 03.12.2025 ist zu genehmigen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Ausschuss genehmigt die Niederschrift in der vorgelegten Fassung. 
 
 
gez. Melf Grantz 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Anlage 1. Entwurf der Niederschrift der 11. öffentlichen Sitzung 
 
 















 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Fröhlich, Tel. 2679 
Bremerhaven, 17.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  5/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 1 

 
 
 
Sachstandsbericht gem. § 49 Abs. 2 GOStVV für die öffentliche Sitzung am 16.03.2026 
 
 
 
 
Der Ausschussvorsitzende des Personal- und Organisationsausschusses hat gemäß § 49 
Abs. 2 GOStVV zu jeder ordentlichen Ausschusssitzung eine schriftliche Auflistung der um-
zusetzenden Beschlüsse und des jeweiligen Bearbeitungsstandes vorzulegen.  
 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss nimmt den Sachstandsbericht in der vorgelegten 
Fassung zur Kenntnis.  
 
 
 
gez. Melf Grantz 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
Anlage 1: Sachstandsbericht gem. § 49 Abs. 2 GOStVV 
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Lfd. 

Nr. 

Beschlussda-

tum 

Nr. der Vorlage Beschlusslage 

(ggf. Frist) 

Zuständigkeit 

(Dez./Amt) 

Bearbeitungsstand Bemerkungen 

1 30.09.2024 29/2024 - 1 

Anerkennung von 1,277 unbefristeten 

überplanmäßigen Bedarfen für die 

Schulsozialarbeit an gymnasialen 

Oberstufen 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Zum Stellenplan 2025 als 

Planstellen eingerichtet 

2 30.09.2024 31/2024 - 1 

Anerkennung von 4,87 unbefristeten 

überplanmäßigen Bedarfen Lehrmeis-

ter:innen für das Schulamt 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Zum Stellenplan 2025 als 

Planstellen eingerichtet 

3 16.12.2024 41/2024 

Anerkennung von rund 8,615 unbe-

fristeten überplanmäßigen Bedarfen 

im Rahmen der Neuorganisation für 

das Helene-Kaisen-Haus 

 

 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Zum Stellenplan 2025 als 

Planstellen eingerichtet                                                                                          

4 10.03.2025 8/2025 

Umsetzung der Ergebnisse der Orga-

nisationsentwicklung im Gesundheits-

amt 

hier: Anerkennung von 3,0 unbefriste-

ten überplanmäßigen Bedarfen 

 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Zum Stellenplan 2025 als 

Planstellen eingerichtet 

5 10.03.2025 9/2025 beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Besetzung erfolgt für wech-

selnde Bedarfe der SCP-

Schulen 
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Anerkennung von 5,0 befristeten 

überplanmäßigen Bedarfen zur Stär-

kungen von multiprofessionellen 

Teams im Rahmen des Startchancen 

Programms 

6 03.06.2025 16/2025 

Verlängerung und Aufstockung eines 

0,5 befristeten überplanmäßig aner-

kannten Bedarfes zur Umsetzung des 

bundesweiten Projektes „Jugend-

klimarat: Jugendliche unterstützen 

kommunalen Klimaschutz in Deutsch-

land“ für das Klimastadtbüro des Um-

weltschutzamtes 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

in Bearbeitung im Perso-

nalamt 

Im Ausschreibungsverfahren 

7 24.09.2025 26/2025 

Anerkennung von 1,5 befristeten 

überplanmäßigen Bedarfen für das 

Sozialamt zur Umsetzung des Projek-

tes „Heidjer Hilfe – Nebenan im Ein-

satz“ 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Stelle/n vollständig besetzt 

8 24.09.2025 27/2025 

Anerkennung eines befristeten über-

planmäßigen Bedarfs "Transition 

Guide" für die Jugendberufsagentur 

des Schulamtes 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

in Bearbeitung im Fach-

amt 

Finanzierung noch nicht       

sichergestellt 

9 24.09.2025 28/2025 beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

in Bearbeitung im Perso-

nalamt 

Ausschreibung in Vorberei-

tung 
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Anerkennung von 1,85 unbefristeten 

überplanmäßigen Bedarfen für Kin-

derpfleger:innen für den Bereich 

Geistige Entwicklung an Schulen 

10 03.12.2025 35/2025 

Verlängerung des 1,0 befristeten 

überplanmäßig anerkannten Bedarfs 

für das Sanierungsmanagement für 

das Klimastadtbüro des Umwelt-

schutzamtes 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

in Bearbeitung im Perso-

nalamt 

Stellenbeschreibung in der 

Abstimmung mit dem Fach-

amt 

11 03.12.2025 36/2025 

Verlängerung der 2,0 befristet über-

planmäßig anerkannten Bedarfe zur 

Durchführung des Bremischen Behin-

dertengleichstellungsgesetzes 

(BremBGG) für das Amt für Men-

schen mit Behinderung 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Stelle/n vollständig besetzt 

12. 03.12.2025 37/2025 

Verlängerung des 1,0 befristeten 

überplanmäßig anerkannten Bedarfes 

Handwerker:in sowie der 2,0 befristet 

überplanmäßig anerkannten Bedarfe 

Unterstützungskräfte für das Sozial-

amt 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen 2,0 Stellen besetzt                  

1,0 Stelle unterliegt Be-  

setzuungssperre                  

13. 03.12.2025 38/2025 

Anerkennung von 1,95 unbefristeten 

überplanmäßigen Bedarfen für Mitar-

beitende in Geschäftszimmern an 

Schulen für die Umsetzung des 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

in Bearbeitung im Fach-

amt 

ASK-Beschluss (nächste Sit-

zung am 03.03.26) steht noch 

aus 
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Rechtsanspruchs auf ganztägige Be-

treuung an Grundschulen zum Schul-

jahr 2026/27 

14. 03.12.2025 39/2025 

Anerkennung von 2,0 unbefristeten 

überplanmäßigen Bedarfen im Rah-

men der Umsetzung der Familien-

schule für das ReBUZ des Schulam-

tes Bremerhaven 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

abgeschlossen Stelle/n überwiegend besetzt 

15. 03.12.2025 40/2025 

Anerkennung eines 0,75 befristeten 

überplanmäßigen Bedarfes im Rah-

men des Projektes „Gesundheitsför-

derung in Kindertageseinrichtungen 

für Bremen und Bremerhaven“ 

beschlossen I/Personalamt 

- Tarifabteilung 

in Bearbeitung im Perso-

nalamt 

Stellenbeschreibung in der 

Abstimmung mit dem Fach-

amt 

16. 03.12.2025 42/2025 

Stellenhebungen im Bereich der Poli-

zei 

 

beschlossen I/Personalamt 

- Beamtenabteilung 

abgeschlossen Beförderungen vorgenom-

men. 

 

Abgeschlossene Vorgänge werden in der nächsten Berichterstattung nicht wieder aufgeführt. 



 

 

 
 

Dezernat I 
Magistratskanzlei 
Herr Jacob, Tel. 3332 
Bremerhaven, 05.02.2026 

 
 

Vorlage Nr.  4/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 1 

 
Umsetzungsstrategie des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
hier: Bericht zum Stand der Umsetzung in der Stadtverwaltung (02/2026) 
 
 
A Problem 

Der Magistrat (Vorlage I/ 243/2023) sowie der Personal- und Organisationsausschuss (Vorla-
ge 85/ 2023) haben die Umsetzungsstrategie zum Onlinezugangsgesetz (OZG) beschlossen 
bzw. zur Kenntnis genommen und um eine halbjährliche Berichterstattung gebeten. 
 
B Lösung 

Die Magistratskanzlei (Digitalisierungsbüro) hat den in der Anlage beigefügten 5. Bericht zum 
Stand der Umsetzung in der Stadtverwaltung (Stand 02/2026) erstellt. 
 
C Alternativen 

keine 
 

D Auswirkungen des Beschlussvorschlages 

Die Berichterstattung hat keine finanziellen Auswirkungen. 

 

Der Beschlussvorschlag hat keine personalwirtschaftlichen und somit auch keine räumlichen 

Auswirkungen. Ferner wirkt sich der Beschlussvorschlag nicht auf die Geschlechtergerechtig-

keit aus und hat gleichermaßen keine Auswirkung auf die Klimarelevanz. Eine besondere 

Betroffenheit ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger ist nicht ersichtlich. Besondere 

Belange der Menschen mit Behinderung oder des Sports sowie eine besondere Betroffenheit 

eines Stadtteils oder von Kindern, Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen sind nicht zu 

erkennen. 

 

E Beteiligung/Abstimmung 

keine 

 

F Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem BremIFG 

Keine. Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG wird sichergestellt. 

 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss nimmt den Bericht zum Stand der Umsetzung in 

der Stadtverwaltung (02/2026) zur Kenntnis. 

 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
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Anlage: Bericht zum Stand der Umsetzung in der Stadtverwaltung (02/2026) 
 



 
 
 
 
 
 
 

 

5. Bericht zum Stand der Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes in der 

Stadtverwaltung 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand Februar 2026 
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Vorbemerkung  
 
Der Magistrat (Vorlage I/ 243/2023) und der Personal- und Organisationsausschuss (Vorlage 
85/2023) haben die Umsetzungsstrategie zum Onlinezugangsgesetz (OZG) beschlossen bzw. 
zur Kenntnis genommen und um eine halbjährliche Berichterstattung gebeten. 
 
Der inzwischen 5. Bericht zum Stand der Umsetzung des OZG in der Stadtverwaltung weist 
erneut einen starken Zugewinn an digitalen Leistungen aus. Im zurückliegenden Berichtszeitraum 
hat das Digitalisierungsbüro weiter unter Hochdruck am Ausbau des Onlineangebotes im 
Bürgerserviceportal gearbeitet. Diese erfreuliche Entwicklung gewinnt mit Blick auf knappe 
Ressourcen umso mehr an Bedeutung. Die Zahlen zeigen, dass die Organisationseinheiten in 
vielen Fällen auf die Digitalisierung setzen, um neben einer herkömmlichen Verwaltung mit 
Öffnungszeiten gleichermaßen als moderne Dienstleistungszentren wahrgenommen zu werden. 
 
Nachdem die häufig angebotenen Verwaltungsleistungen nunmehr in überwiegender Zahl online 
angeboten werden, geht der Blick bei großen Organisationseinheiten (z.B. Sozialamt, Amt für 
Jugend, Familie und Frauen) in die Tiefe der Verwaltungsarbeit, weshalb dort in Kürze eine 
Erhöhung der identifizierten Dienstleistungsbeschreibungen erwartet wird. Das 
Digitalisierungsbüro unterstützt die Fachämter bei dieser Basisarbeit dergestalt, dass überprüfte 
Verwaltungsprozesse standardisiert beschrieben und zugleich auf Optimierungsmöglichkeiten 
hin überprüft werden. Diese Tätigkeiten sind somit klassisch als Prozessmanagement zu 
bezeichnen, wozu es in öffentlichen Verwaltungen häufig am erforderlichen Know-how fehlt.  
 
Wie bereits im 4. Umsetzungsbericht beschrieben, ist es zur ständigen Aufgabe des 
Digitalisierungsbüros geworden, bereits fertige Online-Dienste technisch und organisatorisch 
nachzuhalten. Exemplarisch sei hierfür die Anpassung von bisher angebotenen Bezahlsystemen 
erwähnt, die durch die Einführung des neuen Finanzsystems (infoma) vollständig anzugleichen 
waren. Der geplante Ausbau von Bezahlmöglichkeiten (z.B. per Kreditkarte oder per Paypal) wird 
vorhandene Kapazitäten des Digitalisierungsbüros auch weiterhin binden.  
 
Gleichermaßen ist die Digitalisierung interner Verwaltungsprozesse in den Fokus des 
Digitalisierungsbüros gerückt. Mit der heute in der Stadtverwaltung nahezu flächendeckenden 
möglichen Nutzung eines einheitlichen Dokumentenmanagementsystems (enaio) wird nunmehr 
eine ämterübergreifende Arbeit möglich, die es in der Form bislang nicht gab. So werden 
beispielsweise Projekte des Digitalisierungsbüros mit beteiligten Organisationseinheiten 
gemeinsam im Dokumentenmanagementsystem geführt. Dadurch entfällt das dezentrale, 
mehrfache Ablegen von vorgangsrelevanten Unterlagen. 
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Dienstleistungsbeschreibungen  
 
Zum 07.01.2026 existieren 395 Dienstleistungsbeschreibungen. Im Vergleich zum vorherigen 
Bericht ist hier ein Anstieg von 5 Dienstleistungsbeschreibungen zu verzeichnen. Neue 
Dienstleistungsbeschreibungen werden im zunehmenden Maße nur noch im Zusammenhang mit 
neuen Onlinediensten erstellt, da die meisten relevanten Leistungen bereits beschrieben sind. 
Wie in der Vorbemerkung ausgeführt, beginnt in einigen Organisationseinheiten nun eine 
Identifizierung von Verwaltungsleistungen, die weniger häufig nachgefragt werden. 
 
 
 

 
 
 
 
Verfügbare Online-Dienste 
 
Auf der bremerhaven.de sind derzeit 225 Online-Dienste (Stand 12.01.2026) zu finden, ein 
Anstieg von 11 Leistungen im Vergleich zum vorherigen Bericht. Als Online-Dienst wird ein 
Formular verstanden, welches den Bürgerinnen und Bürgern erlaubt, online eine (städtische) 
Dienstleistung zu beziehen bzw. den Prozess hierzu zu starten oder gewisse Verfahrensschritte 
eines Verfahrens online zu bearbeiten.  
 
Neben eigenen Verwaltungsleistungen der Stadt werden im Rahmen der Online-Dienste auch 
solche eingetragen, die nicht in die Zuständigkeit von Bremerhaven fallen, allerdings für hiesige 
Bürgerinnen und Bürger relevant sind, wie beispielweise der Sportbootführerschein. 
 
Alle aktuell auf der bremerhaven.de veröffentlichten Online-Dienste sind in der Tabelle 1 im 
Anhang aufgeführt. Nachfolgende Grafiken zeigen die steigende Zahl der Online-Dienste (Grafik 
1) und eine Übersicht in einzelnen Dezernaten vorhandener Online-Dienste (Grafik 2). 
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Grafik 1: 

 

 
 
Grafik 2: 
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Nutzung der Online-Dienste 
 
Der Grad der Nutzung der Online-Dienste ist ohne personalaufwändige Zählweise nur schwer zu 
beziffern. Grund dafür sind die verschiedenen technischen Wege, auf denen die Online-Dienste 
angeboten, genutzt und bearbeitet werden.  
 
Die Organisationseinheiten des Magistrats setzen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben eine 
Vielzahl unterschiedlicher Fachverfahren ein. Ein Teil dieser Fachverfahren verfügt über direkte 
Schnittstellen zu Online-Diensten, während andere das Dokumentenmanagementsystem enaio 
als zwischengelagerte Ebene zur Entgegennahme von Onlineanträgen nutzen. Daneben 
existieren gleichermaßen historisch gewachsene Lösungen, die wiederum anders den virtuellen 
Schreibtisch der Sachbearbeitungen erreichen. 
 
Aufgrund der alternativlos erscheinenden heterogenen technologischen Landschaft, der 
zahlreich eingesetzten Fachverfahren, ist eine vollumfängliche elektronische und einheitliche 
statistische Auswertung derzeit nicht realisierbar. Anpassungen oder Erweiterungen von nicht in 
Bremerhaven entwickelten Online-Diensten sind – wenn überhaupt – mit erheblichem zeitlichem 
und finanziellem Aufwand umsetzbar. 
 
Das Bürger- und Ordnungsamt hat im Berichtszeitraum aufgrund einer konkreten Presseanfrage 
dennoch ausgewählte Verwaltungsleistungen statistisch ausgewertet. Hiernach gab es von 
Januar bis Oktober 2025 zusammen 1586 Onlineanträge, wovon allein 401 Anträge auf 
Wohnsitzanmeldungen entfallen. Wenn für einen durchschnittlichen Termin im Bürgerbüro 15 
Minuten angenommen werden, ergeben sich daraus knapp 400 Arbeitsstunden, die nicht an 
Präsenztermine gebunden sind. 
 
Die höchste Quote an Nutzung des Online-Dienstes weist die Gewerbemeldung mit 38% aller 
Fälle aus, danach folgen Versammlungsanzeigen (20 – 30%) sowie Osterfeuer/Lagerfeuer 
(20%). Die Wohnsitzanmeldungen wurden zu 5% online beantragt. Dies ist vermutlich darauf 
zurückzuführen, dass hierfür der elektronische Personalausweis mit aktivierter online 
Ausweisfunktion benötigt wird, welcher sich noch weiter in der Bevölkerung verbreiten muss. 
 
Je nach Antrag machen die Online-Dienste schon heute einen signifikanten Teil der Bearbeitung 
aus. Es wird erwartet, dass sich dieser Anteil steigert, wenn sich das Wissen über die Möglichkeit 
der Antragstellung online weiterverbreitet. 
 
 
In Umsetzung befindliche Online-Dienste  
 
In Zusammenarbeit zwischen dem jeweiligen Fachbereich und dem Digitalisierungsbüro werden 
derzeit 42 weitere Online-Dienste umgesetzt. Die genaue Projektübersicht kann der Tabelle 2 im 
Anhang entnommen werden.  
 
 

 
Werbung für Online-Dienste 
 
Wie im Punkt „Nutzung der Online-Dienste“ bereits beschrieben, ist der Grad der Nutzung ohne 
erheblichen personellen Aufwand derzeit nicht messbar. Aus internen Gesprächen ist aus Sicht 
des Digitalisierungsbüros jedoch eine positive Entwicklung abzuleiten. Die im 4. Bericht zum 
Stand der Umsetzung des OZG beschriebene Werbung für Online-Dienste zeigt somit erste 
Auswirkungen. Bürgerinnen und Bürger machen häufiger von orts- und zeitunabhängigen 
Antragsverfahren Gebrauch als bisher. Damit einhergehend wird erwartet, dass ihre positiven 
Erfahrungen zunehmend verbreitet werden und nach und nach in den Alltag einziehen. 
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Um diesen Trend fortzusetzen, wird das Digitalisierungsbüro in Zusammenarbeit mit der 
Pressestelle auch weiterhin auf eine möglichst kostenfreie Werbung für den Bürgerservicebereich 
auf der bremerhaven.de setzen. Flankierend werden weiterhin Anzeigen zu 
Fahrgastinformationen bei Bremerhaven Bus sowie auf den Medien-Stelen in der Innenstadt 
genutzt. Zudem wurde für das 2. Quartal 2026 in Anlehnung an eine kostenintensive 
Werbekampagne des Senats für Online-Angebote der Bürgerbüros Bremen eine vergleichbare 
Werbung für Online-Dienste der Bürgerbüros Bremerhaven vorbesprochen. Denkbar wäre hier 
z.B. eine Plakataktion in allen städtischen Gebäuden, die auf die neuen Services hinweisen.  
 
 
 
 
OZG-Reifegradmodell & Registermodernisierung 
 
Den nächsten Meilenstein für Bremerhaven bei den Reifegraden stellt das realistische Erreichen 
des Reifegrades 3 dar. Dies bedeutet, dass der Antrag vollständig digital abgewickelt werden 
kann, inklusive einer Bescheiderstellung.  Die technischen Voraussetzungen dafür sind 
mittlerweile beim Magistrat gegeben, der Bund will in diesem Jahr das „BundID-Konto“ ebenfalls 
über einen Rückkanal (antragstellende Person antwortet auf ein Schreiben der Behörde) 
erweitern. Neue Online-Dienste werden möglichst direkt hierauf ausgelegt, bestehende Online-
Dienste nach entsprechenden Erklärungen der Organisationseinheiten. Hindernisse bestehen 
hierbei u.a. in etwaig bestehenden Schriftformverpflichtungen. 
 
Die Registermodernisierung beschreibt das Bestreben seitens des Bundes, verschiedene 
vorhandene Datenbanken der öffentlichen Verwaltung automatisiert abrufen zu können. 
Hierdurch sollen Verwaltungsverfahren beschleunigt werden und die antragstellenden Personen 
bzw. Institutionen sowie auch die Verwaltung selbst von Bürokratie entlastet werden. 
 
Bremerhaven arbeitet an dieser Stelle mit dem Land Bremen als koordinierende Stelle für die 
Umsetzung zusammen. Das Registermodernisierungsgesetz schreibt vor, dass zuerst 50 Top-
Register an das System angeschlossen werden, wovon in der Stadtverwaltung 15 zumindest in 
Teilen mitgenutzt werden. Aufgrund von vielfältigen Zuständigkeiten und unterschiedlich 
notwendiger Fachkompetenzen von Mitarbeitenden ist die Terminfindung mit den beteiligten 
Stellen in Bremen derzeit als schwierig zu bezeichnen. 
 
 
 
Chatbot „Hein Mück“ 
 
Mit dem Chatbot „Hein Mück“ ist in der Stadtverwaltung das Thema Künstliche Intelligenz bereits 
öffentlichkeitswirksam angekommen. Der Bot wurde im Herbst 2025 um eine Sprachfunktion 
erweitert, mit der Nutzende ihre Fragen nunmehr auch ohne Tastatur eingeben können. Dies 
bedeutet einen weiteren Abbau von Barrieren und ist somit positiv zu bewerten.  
 
Im neu konzipierten Info-Point des Verwaltungshochhauses, also der zentralen Anlaufstelle für 
Ratsuchende, wird in Kürze die Inbetriebnahme des ersten Voicebot der Stadtverwaltung 
erwartet. Im Vergleich zum Chatbot findet die Kommunikation verbal und ohne Tastatur statt. So 
können gesuchte Informationen zu etwaig zuständigen Dienststellen und dort angebotenen 
Dienstleistungen in kürzester Zeit und in über 100 Sprachen angeboten werden. Basis der 
Beauskunftung bleibt weiterhin der vollständige Inhalt der Internetseite www.bremerhaven.de.  
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Erweiterung der Online-Dienste auf Mehrsprachigkeit 
 
In der zuletzt im Personal- und Organisationsausschuss geführten Diskussion um die 
Nutzbarmachung der Online-Dienste in anderen Sprachen hat das Digitalisierungsbüro zunächst 
eine Verknüpfung zum Chatbot überlegt, da dieser in knapp 100 Sprachen kommunizieren kann. 
Aus technischen Gründen ließ sich diese Verknüpfung jedoch nicht realisieren, weshalb nach 
Alternativen gesucht worden ist.  
 
Da die meisten Online-Dienste der Stadt mit dem Formularsystem Mach formsolutions erstellt 
worden sind, wurde die Herstellerfirma zur vorgenannten Problematik befragt. Diese hat 
zwischenzeitlich ein zusätzliches Tool im Portfolio, welches für die bereits fertigen Online-Dienste 
nachgenutzt werden kann. Eine Beauftragung erfolgte nach Genehmigung des Haushaltes 2025 
durch die Magistratskanzlei. Das GoLive der neuen Funktion erfolgte bereits im Januar 2026. 
 
Für die Übersetzungen der in Bremerhaven entwickelten Online-Dienste wird die Software 
CONWORD eingesetzt. Im Gegensatz zu den gängigen Übersetzungstools ist CONWORD 
speziell auf die rechtskornforme Übersetzung von Verwaltungsbegriffen und Anträgen ausgelegt. 
Die maschinellen Übersetzungen stehen derzeit in 33 Sprachen zur Verfügung. Darüber hinaus 
werden auch Aspekte, wie die Positionierung von Buttons unter Berücksichtigung der 
Leserichtung beachtet. Der Einsatz dieser Software hat mithin positive Auswirkungen auf die 
Barrierefreiheit der Onlineanträge. 
 
 
Online-Bezahlsysteme 
 
Mit Einführung der neuen Finanzsoftware Infoma durch die Stadtkämmerei wird es zukünftig 
möglich sein, andere Bezahlsysteme (z. B. Kreditkarte) anzubieten. Die Einrichtung obliegt der 
Stadtkämmerei und soll nach einer Umstellungsphase beauftragt werden. 
 
 
 
Authentifizierung / Nutzerkonto Bund 
 
Wie bereits in den vorangegangenen Berichten beschrieben, ist für die Sicherstellung der 
digitalen Identifizierung von Personen zwischenzeitlich die Kompatibilität zwischen dem 
Nutzerkonto Bund (BundID) und den in Bremerhaven entwickelten Online-Diensten über das 
Formularsystem Mach formsolutions hergestellt worden. Dadurch wird es möglich, verschiedene 
Authentifizierungsniveaus (abhängig vom jeweiligen Rechtsbereich) sowie die Postfachfunktion 
der BundID anzubieten. Mit dieser Postfachfunktion erreichen weitere Online-Dienste den im 
Kapitel „OZG-Reifegradmodell & Registermodernisierung“ angestrebten Reifegrad 3. 
 
Derzeit unterstützen 40 Online-Dienste mindestens optional die Anmeldung über die BundID. 
Perspektivisch sollen sämtliche Online-Dienste standardmäßig mit der BundID ausgestattet 
werden, um eine flächendeckende und einheitliche Integration zu gewährleisten. In Deutschland 
besitzen inzwischen rund 5,6 Millionen Menschen ein BundID-Konto und können damit zahlreiche 
Online-Dienste nutzen (vgl. Grafik 3). Aktuell loggen sich monatlich etwa 2,1 Millionen Menschen 
in ihr BundID Konto ein – Tendenz steigend. 
 
Die Integration des „Mein Unternehmenskonto“ als Authentifizierungsmethode für Unternehmen 
und Behörden an Mach formsolutions wurde abgeschlossen. Bislang nutzt ein Online-Dienst 
diese Anmeldemethode. 
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Grafik 3: 
 
 

 
Quelle: Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung  
 
 
 
 
 
Dokumentenmanagementsystem enaio 
 
Der Ausbau der internen Digitalisierung mit dem Dokumentenmanagementsystem enaio wird 
weiter vorangetrieben. So sind inzwischen über 30 Organisationseinheiten an die elektronische 
Aktenführung in der Allgemeinen Schriftgutverwaltung (ASV) angebunden. Ausgehend aller 
Verwaltungseinheiten einschl. der Wirtschaftsbetriebe fehlen aktuell noch 8 
Organisationseinheiten, die in diesem Jahr mit angebunden werden sollen. Ein entsprechendes 
Umsetzungskonzept wurde vom Digitalisierungsbüro erstellt. 
 
Durch die Umstellung der elektronischen Rechnungsbearbeitung mit Infoma soll im Laufe des 
ersten Quartals 2026 die Anbindung an das Dokumentenmanagementsystem realisiert werden, 
damit eine einheitliche und revisionssichere Ablage der verarbeiteten Rechnungen gewährleistet 
ist. 
 
Zudem wurden zuletzt die Voraussetzungen für eine zentrale Posteingangsverarbeitung in enaio 
geschaffen. In einem ersten Schritt wird diese Komponente auf dezentraler Ebene in drei 
Organisationseinheiten projektiert. Mit dieser Lösung wird es künftig möglich, papierbasierende 
Posteingänge zu digitalisieren und in eine strukturierte Postverteilung des 
Dokumentenmanagementsystem zu geben. 
 
Darüber hinaus ist im November 2025 die elektronische Personalaktenführung mit enaio in den 
Produktivbetrieb gegangen. Neben dem hauptverantwortlichen Personalamt sind ebenso das 
Schulamt, der Wirtschaftsbetrieb Seestadt Immobilien und die Ortspolizeibehörde durch ihre 
Personalsachbearbeitung an die elektronische Personalakte angebunden. 
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Anhang 

 

Tabelle 1: Übersicht der verfügbaren Online-Dienste 

BITTE BEACHTEN: Die Darstellung der Tabelle wurde geändert. Die Online-Dienste werden 

nunmehr chronologisch eingepflegt, das herausstellen von Diensten als neu via fettgedruckt 

entfällt. 

Der Hinweis „extern“ weist darauf hin, dass es sich um einen Online-Dienst einer anderen Stelle 

handelt (Verwaltungsleistung wird nicht durch die Stadtverwaltung erbracht), welcher jedoch 

aus Gründen der Bürger:innenfreundlichkeit auf der bremerhaven.de eingebunden ist. 

Online-Dienst Hinweis Online seit 

    mind. 02/24 

Altlasten: Grundstücksbezogene Altlastenauskünfte     

Antrag auf Genehmigung eines Osterfeuers / Brauchtumsfeuers / 
Traditionsfeuers 

  
  

Artenschutz: Tierbestandsmeldung und Meldepflicht für besonders 
geschützte Arten in Haustierhaltung 

  
  

Baugenehmigung: Antrag auf Genehmigung von Freisitzen vor 
Gaststättenbetrieben nach § 64 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 
BremLBO 

  

  

Baumfällung: Antrag für Fäll-/Schnittmaßnahmen und/oder Befreiung 
vom Sommerfällverbot 

extern 
  

Bekanntmachungsservice öffentliche Hand     

Überfahrt: Antrag auf Erlaubnis und Herstellung einer Überfahrt     

Bußgeld: Online-Anhörung der Bußgeldstelle     

Datenabfrage Kritische Infrastruktur (KRITIS)     

Einwohnerfragestunde     

Elterngeld: Antrag auf Elterngeld – für Geburten ab 1.04.2024 bald 
verfügbar (Informationen) 

  
  

Elterngeld: Antrag auf Elterngeld – nur für Geburten bis 31.03.2024     

Führungszeugnis beantragen     

Flurstückverschmelzung beantragen     

Flurstückzerlegung beantragen     

Fundsachen online     

Geodaten und Karten bestellen     

Gesundheitszeugnis: Online-Belehrung nach § 43 
Infektionsschutzgesetz 

  
  

Gewerbedaten abfragen     

Grenzfeststellung und Abmarkung beantragen     

Handwerk: Eintragung in die Handwerksrolle extern   

Jugendmusikschule: Anmeldung zum Musikunterricht     

Kindergeld: Antrag ab Geburt     

Kindergeld: Antrag für Kinder bei Eintritt der Volljährigkeit     

Kindertageseinrichtung: Anmeldung eines Kindes in einer 
Kindertageseinrichtung 
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Kinderzuschlag beantragen extern   

Lieferantencockpit für Unternehmen (XBestellung) extern   

Liegenschaftskataster: Bestellformular     

Liegenschaftskataster online     

Masern: Meldung an das zuständige Gesundheitsamt über die 
Nichterfüllung der Masern-Nachweispflicht gem. § 20 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

  

  

Müllabfuhrkalender     

Online Ausleihe (E-Ausleihe) der Stadtbibliothek     

Online-Katalog der Stadtbibliothek     

Pass oder Personalausweis: Bearbeitungsstatus     

Ratte: Meldung eines Rattenbefalls     

Sperrmüll anmelden     

Sporthallen (Hallenbelegung Online)     

Stockangelschein beantragen     

Termin vereinbaren (Bürgerbüros)     

Tickets: Online-Buchung für das Stadttheater     

Unterhaltsvorschuss: Antrag auf Unterhaltsleistung nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) 

  
  

Urkundenstelle: Anforderung von Personenstandsurkunden     

Vergabe: Präqualifizierungsvorgang für Unternehmen extern   

Wahl- bzw. Abstimmungsschein beantragen     

Wahlhelfer:in: Anmeldung als Wahlhelfer:in für die Wahl zum 
Europäischen Parlament am 9. Juni 2024 

  
  

Widerspruch gegen Datenübermittlungen nach dem BMG     

Wohngeld: Lastenzuschuss Erstantrag     

Wohngeld: Mietzuschuss Erhöhungsantrag     

Wohngeld: Mietzuschuss Erstantrag     

Wohngeld: Mietzuschuss Änderungsmitteilung     

Wohngeld: Mietzuschuss Weiterleistungsantrag     

Wunschkennzeichen reservieren     

      

    mind. 08/24 

Abfall: Antrag auf Erteilung einer Abfallerzeugernummer in der 
Stadtgemeinde Bremerhaven 

  
  

Amateurfunk: Anzeige geänderter Daten eines Zulassungsinhabers extern   

Amateurfunkprüfung Zulassung extern   

Anmietung einer Fahrradbox     

Antrag auf Zuwendung aus Mitteln des Klimastadtbüros     

Antrag auf Zuwendung aus Mitteln des Programms „Wohnen in 
Nachbarschaften (WiN)“ für 2024 

  
  

Antrag auf Zuwendung aus Mitteln des Programms „Wohnen in 
Nachbarschaften (WiN)“ für 2024 im Bezirk Nord und Süd 

  

  

Antrag auf Zuwendung aus Mitteln zur „Förderung der Biodiversität und 
der heimischen Imkerei in der Stadt Bremerhaven 

  

  

An-, Um- oder Abmeldung eines Gewerbes     

Artenschutz: Vermarktungsgenehmigung (EG-Bescheinigung)     

Aufnahme der abfallwirtschaftlichen Tätigkeit anzeigen     
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Auskunft Gewerbezentralregister     

Auskunft nach §30 Nationales-Waffenregister-Gesetz (NWRG) extern   

Befreiung von der Nachweis- und Registerpflicht für 
Abfallwirtschaftsbeteiligte beantragen 

  

  

Bestattung auf dem Heimtierfriedhof anmelden beziehungsweise 
verlängern 

  

  

Bewässerung: Antrag auf wasserbehördliche Erlaubnis zur Errichtung 
eines Brunnens zur Gartenbewässerung im Wasserschutzgebiet 

  
  

Bürgergeld: Anträge und weitere Anliegen extern   

Digitale Geodaten herunterladen     

Ehrenamtskarte beantragen extern   

Einzugsermächtigung Stadttheater     

Entsorgungsnachweis Bestätigung     

Entsorgungsnachweis im privilegierten Verfahren     

Erlaubnis für die Aufnahme der abfallwirtschaftlichen Tätigkeit 
beantragen 

  
  

Genehmigung zum Aufstellen oder Verändern von Grabmalen und 
anderen baulichen Anlagen auf Friedhöfen beantragen 

  
  

Grünflächen: Antrag auf Sondernutzung einer öffentlichen Grünfläche     

Hunde: Abmeldung eines Hundes     

Hunde: Anmeldung eines Hundes     

Ideen- und Beschwerde Formular     

Jugendkunstschule: Anmeldung zum Unterricht     

Kinderwunschförderung extern   

Meldebescheinigung beantragen     

Änderungen mitteilen, die wichtig sind für den Bezug von 
Unterhaltsvorschuss 

  
  

Nutzungsrecht für eine Grabstätte übertragen     

Petitionen - Bitten und Beschwerden     

Rücknahme einer Grabstätte beantragen     

Rundfunkbeitrag anmelden extern   

Sammelentsorgungsnachweis Bestätigung     

Sammelentsorgungsnachweis im privilegierten Verfahren übermitteln     

Schadenmelder     

Störung der Straßenbeleuchtung melden     

Teilnahme am Amateurfunkdienst unter gleichzeitiger Zuteilung eines 
personengebundenen Rufzeichens 

extern 
  

Verlängerung des Nutzungsrechts einer Grabstätte beantragen     

Verlustmeldung eines Ausweisdokuments     

Versammlungen und Aufzüge anmelden     

Waldfläche: Antrag auf Genehmigung zur Umwandlung von Wald in 
eine andere Nutzungsart 

  

  

Wohnsitz anmelden     

Zusendung der steuerlichen Identifikationsnummer     

    mind. 02/25 

Adoptierte Menschen und deren Familien - Hilfe und Beratung zur 
Abstammung 

  

  

Adoption rückgängig machen durch Kinder über 14 Jahre     
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Allgemeine Vollzeitpflege bei Pflegekindern, Begleitung     

Als Pflegeeltern bewerben, Eignungsprüfung     

An der Jugendmusikschule abmelden     

Anliegerbescheinigung beantragen     

Antrag auf Zulassung zur Prüfung für beschränkt gültige 
Funkbetriebszeugnisse (Long-Range-Certificate = LRC) 

extern 

  

Antrag auf Zulassung zur Prüfung für beschränkt gültige 
Funkbetriebszeugnisse (Short-Range-Certificate = SRC) 

extern 

  

Antrag auf Zulassung zur Prüfung für Sportbootführerschein extern   

Antrag auf Zulassung zur Prüfung für UKW-Sprechfunkzeugnisse (UBI) extern   

Auskunft aus dem Sorgeregister anfordern     

Ausweispflichtbefreiung     

Befristete Vollzeitpflege bei Pflegekindern, Begleitung     

Beihilfen oder Zuschüsse für zusätzlich notwendige Ausgaben für 
Pflegekind/er beantragen 

  
  

Beistandschaft beenden     

Beratung des Vaters bei der Einwilligung in die Adoption eines Kindes     

Beratung und Beistandschaft bei der Feststellung der Vaterschaft     

Beratung und Beistandschaft bei Fragen zum Unterhalt     

Bereiterklärung der Adoptionseltern bei Adoption eines Kindes aus 
dem Ausland 

  
  

Übernahme der Unfallversicherung als Pflegeeltern beantragen     

Übernahme von Beiträgen der freiwilligen Krankenversicherung für 
Pflegekind/er beantragen 

  

  

Betreuung und Versorgung eines Kindes in Notsituation     

Drohnenregistrierung: UAS-Betreiberregistrierung für natürliche 
Personen 

extern 
  

Eigentumsdelikte anzeigen      

Eignung als Adoptiveltern für eine Auslandsadoption prüfen (allgemein)     

Eignung als Adoptiveltern für eine Auslandsadoption prüfen 
(länderspezifisch) 

  

  

Eignung als Adoptiveltern für eine Inlandsadoption prüfen     

Ein fremdes Kind adoptieren     

Ein Kind aus dem Ausland adoptieren     

Einmalige Leistungen bei Aufnahme eines Pflegekindes Begleitung     

Ein Stiefkind adoptieren     

Ein verwandtes Kind adoptieren     

Einwilligung des Vaters in die Adoption eines Kindes     

Erdwärme: Antrag auf Erlaubnis zur Erdwärmenutzung mittels 
Wärmepumpe mit einer Heizleistung bis 30 kW 

  
  

Erklärung der Adoptionsbewerber, dass sie bereit sind, das ihnen 
vorgeschlagene Kind zu adoptieren 

  
  

Erlaubnisschein zum Fischfang in den Häfen in Bremerhaven     

Ersatzausfertigung des Sportbootführerscheins extern   

Ersatzausfertigung eines UKW-Sprechfunkzeugnisses (UBI) 
beantragen 

extern 
  

Ersatzausfertigung von Long-Rage-Certificates (LRC) beantragen extern   

Ersatzausfertigung von Short-Range-Certificates (SRC) beantragen extern   
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Fortführung der Unterbringung, Hilfe für junge Volljährige bei 
Pflegekindern 

  
  

Frage- und Antwortformular für Antragstellende     

Gebühren bei einer Auslandsadoption bezahlen     

Gemeinsame Sorge für ein Kind erklären     

Grundsteuerrechner     

Hass und Hetze im Netz anzeigen     

Haushaltsbescheinigung zur Vorlage bei der Familienkasse     

Heilpädagogische Vollzeitpflege bei Pflegekindern     

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege beantragen     

Jugendkunstschule: Abmeldung vom Unterricht     

Liegenschaftskarte: Bestellformular     

Meldeformular     

Melderegisterauskunft: Antrag auf Erteilung einer einfachen 
Melderegisterauskunft 

  

  

Menschen bei der Suche nach der Herkunftsfamilie begleiten     

Monatliche Leistungen für den Unterhalt von Pflegekindern beantragen     

Mutterschaft anerkennen     

Nachbetreuung nach Beendigung der Vollzeitpflege bei Pflegekindern     

Norddeutsche Bohranzeige Online     

Online-Belehrung nach § 43 Infektionsschutzgesetz 
(Gesundheitszeugnis) 

  

  

Online-Lehrgang und Prüfung für Fernpiloten (Kompetenznachweis 
A1/A3) 

extern 

  

Sachbeschädigung anzeigen     

Sporthallen buchen und Belegungspläne einsehen     

Strafanzeige erstatten     

Umschreibung einer Fahrerlaubnis in einen Sportbootführerschein extern   

Umschreibung eines Long-Range-Certificates (LRC) beantragen extern   

Umschreibung eines Short-Range-Certificates (SRC) beantragen extern   

Unterstützung bei der Durchsetzung der dauerhaften Unterbringung 
eines Kindes bei den Pflegepersonen bekommen 

  

  

Vaterschaft anerkennen     

Verlängerung der Bescheinigung über ein internationales 
Vermittlungsverfahren beantragen 

  

  

Vollzeitpflege für ältere Kinder und Jugendliche bei Pflegekindern     

Wohngeld: Lastenzuschuss Änderungsmitteilung     

Wohngeld: Lastenzuschuss Erhöhungsantrag     

Wohngeld: Lastenzuschuss Weiterleistungsantrag     

Wohnsitzabmeldung     

Zuschuss zu Altersabsicherung als Pflegeperson beantragen     

Zuwendungen für die Stadtteilkonferenzen     

Zuzahlungen und/oder Eigenanteile der Krankenhilfe für Pflegekind/er 
beantragen 

  
  

    mind. 08/25 

Abholung von Papierabfällen anmelden     

Abholung von Verpackungsabfällen anmelden     

Abweichungen, Ausnahmen und Befreiung online     



15 
 

Anhörungsbogen bei Ordnungswidrigkeitsverfahren     

Anlagengenehmigung     

Antrag auf Ausnahmegenehmigung wegen Hindernisse, 
Sondernutzungen nach § 46 Absatz 1 Nummer 8 
Straßenverkehrsordnung 

  
  

Antrag auf begleitende Hilfe im Arbeitsleben für berufstätige und 
selbständige schwerbehinderte Personen 

  

  

Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zur Durchführung einer 
Veranstaltung und Erlass einer verkehrsrechtlichen Anordnung für eine 
Veranstaltung 

  

  

Anwohner- und Besucherparkausweis beantragen     

Anzeige der Nutzungsaufnahme online     

Anzeige des Baubeginns online     

Anzeige zur Beseitigung online     

Ausnahmegenehmigung für das Parken als Familienpflege oder 
Pflegedienst beantragen 

  

  

Ausnahmegenehmigung für das Parken als Handwerker beantragen     

Ausnahmegenehmigung vom Sonn- und Feiertagsfahrverbot 
beantragen 

  

  

Ausnahmegenehmigung zum Befahren gewichtsbeschränkter Straßen 
oder zum Befahren der Fußgängerzone beantragen 

  

  

Baustellenanordnung für Arbeitsstellen an Straßen beantragen     

Bauvoranfrage online     

Begleitende Hilfen im Arbeitsleben als Arbeitgebende beantragen     

Bewohner-Parkausweis verlängern lassen     

Feinstaubplakette beantragen     

Führungszeugnis beantragen extern   

Führungszeugnis beantragen     

Fischereischein beantragen     

Genehmigungsfreistellung online     

Halterauskunft einholen     

Hinweise auf Verstöße im Rahmen der Geldwäscheaufsicht mitteilen     

Hunde: Antrag auf Ermäßigung der Hundesteuer     

Hunde: Ersatzhundemarke beantragen     

Meldebestätigung erhalten     

Meldung zum Ausbildungsfonds extern   

Parkausweis für Schwerbehinderte beantragen – Blauer Parkausweis     

Parkerleichterung für Schwerbehinderte beantragen Oranger 
Parkausweis 

  

  

Sportler:innenehrungsmeldung     

Teilbaugenehmigung online     

Temporäre Halteverbotszone beantragen     

Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren online     

Verpflichtungserklärung     

Zulassungsbescheinigung I ersetzen - Verlust, Diebstahl     

Zulassungsbescheinigung II beantragen - Verlust, Diebstahl     

      

    mind. 01/26 
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Antrag auf Erlaubnis oder das Ableiten von Wasser aus oberirdischen 
Gewässern 

  
  

Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswasser in 
Gewässer 

  

  

Antrag auf Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser     

Anzeige der Entnahme von Grundwasser     

Digitale Rentenübersicht extern   

Digitale Suchtberatung  extern   

E-Rechnung extern   

Schüler:innenbeförderung online     

Schulpflicht: Antrag auf Befreiung von der Schulpflicht     

Statusabfrage hoheitlicher Dokumente     

Umfängliches Baugenehmigungsverfahren online     

Wohnsitz als Nebenwohnsitz anmelden     
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Tabelle 2: Übersicht der laufenden Projekte 

Projekt Thema 

Amt 22 - Steueramt Vergnügunssteuer 

Amt 22 - Steueramt CityTax 

Amt 22 - Steueramt Allgemeines SEPA-Lastschriftmandat 

Amt 22 - Steueramt Zweitwohnungssteuer 

Amt 22 - Steueramt Wettbürosteuer 

Amt 22 - Steueramt CityTax Steuererklärung 

Amt 34 - Standesamt Umsetzungsprojekt Eheschließung 

Amt 34 - Standesamt Umsetzungsprojekt Geburt 

Amt 34 - Standesamt Umsetzungsprojekt Namensbestimmung 

Amt 34 - Standesamt Anzeige eines Todesfalls 

Amt 41 - Kulturamt Spendenformular 

Amt 50 - Sozialamt Hilfe zur Pflege 

Amt 50 - Sozialamt Hilfe zur Weiterführung des Haushalts 

Amt 50 - Sozialamt Übernahme von Bestattungskosten 

Amt 50 - Sozialamt Blindenhilfen 

Amt 50 - Sozialamt Leistungen der Eingliederungshilfe 

Amt 50 - Sozialamt Hilfe zum Lebensunterhalt 

Amt 50 - Sozialamt Bedarf für Bildung und Teilhabe 

Amt 50 - Sozialamt Übernahme von Mietrückständen 

Amt 50 - Sozialamt Gesundheitsleistungen für Leistungsempfänger nach § 4 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

Amt 50 - Sozialamt Leistungen nach AsylbLG 

Amt 50 - Sozialamt Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 

Amt 50 - Sozialamt Schüler:innenbeförderung 

Amt 51 - Amt für Jugend, Familie und 
Frauen 

Erlaubnis zur Ausübung der Kindertagespflege 

Amt 51 - Amt für Jugend, Familie und 
Frauen 

Meldung einer Kindeswohlgefährdung 

Amt 51 - Amt für Jugend, Familie und 
Frauen 

Zuwendungsanträge 51 

Amt 51 - Amt für Jugend, Familie und 
Frauen 

Leistungsentgelt und Qualitätsvereinbarungen  

Amt 57 - Amt für Menschen mit 
Behinderungen 

Anmeldung Behindertensportfest 

Amt 58 - Umweltschutzamt Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen  
Erlaubnis zur Benutzung eines Gewässers 

Amt 63 - Bauordnungsamt Auskunft zum Denkmalschutz 

Amt 66 - Amt für Straßen- und 
Brückenbau 

Trassengenehmigung / Breitbandausbau 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Waffenrechtliche Erlaubnisse (eWaffe) 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Elektronischer Aufenthaltstitel (eAT) 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Führerschein 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Steuerliche Abmeldung/Infrastrukturdienst Gewerbefinanz 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt iKFZ 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Einbürgerung 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Verpflichtungserklärung 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Jägerprüfung und Jagdschein 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Personalausweis 

Amt 91 - Bürger- und Ordnungsamt Wohnsitz als Nebenwohnsitz anmelden 

Querschnittsleistungen Widerspruch 

 



 

 

 
 

Dezernat I 
Innenrevision/Antikorruption 
Frau Voß, Tel.: 2694 
Bremerhaven, 18.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  9/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 1 

 
 
 
Tätigkeitsbericht der Antikorruptionsbeauftragten für das Jahr 2025 
 
 
 
 
 
A Problem 

Nach der Richtlinie zur Vermeidung und Bekämpfung der Korruption in der öffentlichen Ver-

waltung der Stadt Bremerhaven obliegt der Antikorruptionsbeauftragten eine jährliche schrift-

liche Berichterstattung gegenüber dem Personal- und Organisationsausschuss sowie dem 

Magistrat. 

 
B Lösung 
Der Personal- und Organisationsausschuss erhält als Anlage den Tätigkeitsbericht der An-

tikorruptionsbeauftragten für das Jahr 2025 zur Kenntnis. 

 
C Alternativen 
Keine. 

 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Der Beschlussvorschlag hat keine personalwirtschaftlichen oder finanziellen Auswirkungen. 

Anhaltspunkte für eine Klimaschutzziel- oder Genderrelevanz bestehen nicht, besondere Be-

lange von ausländischen Mitbürgern, Menschen mit Behinderung oder des Sports sind nicht 

betroffen. Eine besondere örtliche Betroffenheit eines Stadtteils kann nicht festgestellt wer-

den. 

 
E Beteiligung / Abstimmung 

Der Magistrat hat den Tätigkeitsbericht in seiner Sitzung am 11. März 2026 zur Kenntnis ge-

nommen und die Weiterleitung an den Personal- und Organisationsausschuss empfohlen. 

 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Keine. / Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG wird gewährleistet. 
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G Beschlussvorschlag 
 
Der Personal- und Organisationsausschuss nimmt den in der Anlage beigefügten Tätigkeits-
bericht der Antikorruptionsbeauftragten für das Jahr 2025 zur Kenntnis. 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Anlage: 
 
Tätigkeitsbericht der Antikorruptionsbeauftragten für das Jahr 2025 
 
 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 
Tätigkeitsbericht der 

Antikorruptionsbeauftragten 
 

 

Berichtszeitraum: 01.01.2025 – 31.12.2025 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Magistrat der Stadt Bremerhaven 
Referat Innenrevision/Antikorruption – Ref. I/6 – 

Postfach 21 03 60, 27524 Bremerhaven 
 



Tätigkeitsbericht der Antikorruptionsbeauftragten  
für den Zeitraum 01.01.2025 bis 31.12.2025 
 
 
1. Einleitung 

Was sind die Auswirkungen von Korruptionsstraftaten zum privaten Nutzen oder Vorteil 

Einzelner in den Kommunen? Wohin führen sie? 

 

Vor allem führen sie zu einem massiven Vertrauensverlust der Bevölkerung in die 

Unabhängigkeit und Neutralität der Verwaltung. 

 

Was können wir dagegen tun? 

 

Wichtig ist die Aufklärung möglicher Korruptionsgefahren sowie eine gelebte 

Antikorruptionsmentalität zum Beispiel mithilfe des Verhaltenskodexes 

(Intranet/Antikorruption). Hierfür hat das Referat Innenrevision/Antikorruption (Referat I/6) 

seine Tätigkeit aufgenommen. Die rechtliche Grundlage für die Antikorruptionsarbeit ist die 

„Richtlinie zur Vermeidung und Bekämpfung der Korruption in der öffentlichen Verwaltung der 

Stadt Bremerhaven“ (Antikorruptionsrichtlinie). 

 

Nach dieser Richtlinie obliegt der Antikorruptionsbeauftragten eine jährliche und schriftliche 

Berichterstattung gegenüber dem Magistrat, die mit dem vorliegenden Bericht zur 

Korruptionsprävention in 2025 vorgestellt wird und den Tätigkeitsbericht 2024 fortschreibt.  

 

2. Antikorruptionsbeauftragte/Antikorruptionsbeauftragter (AKB) 

Für den Bereich des Magistrats der Stadt Bremerhaven wurde Frau Meike Voß zur 

Antikorruptionsbeauftragten (AKB) sowie Herr Frank Junge zum stellvertretenden 

Antikorruptionsbeauftragten bestellt. 

 

3. Prävention/Beratung 

Die Kernaufgabe ist weiterhin die Korruptionsprävention, u.a. durch die Organisation und 

Durchführung von Schulungsveranstaltungen zur Sensibilisierung der Beschäftigten sowie die 

Beratung von Ämtern über Maßnahmen zur Korruptionsvorbeugung. Die AKB sowie der 

Vertreter stehen sowohl für Einzelberatungen von Beschäftigten des Magistrats als auch zur 

Beratung einzelner Bereiche und Organisationseinheiten zur Verfügung. 
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In 2025 haben Leitungskräfte, Beschäftigte und Bürger:innen zur Klärung von Sachverhalten 

und Fragestellungen Kontakt zum Referat I/6 aufgenommen und ihre Fragen an die AKB 

herangetragen. Von den sich hieraus ergebenen 23 Mitteilungen bzw. Anfragen ist in 18 Fällen 

eine interne Beratung mit Empfehlung erfolgt, in drei Fällen lediglich eine interne Auskunft und 

in zwei Fällen eine externe Auskunft erteilt worden. Alle Hinweise, die die AKB erreichen, 

werden vertraulich behandelt. 

 

Die Fälle erstrecken sich über verschiedene Themenbereiche und die Kontaktaufnahme zum 

Referat I/6 hat häufig die Auslegung der Verwaltungsvorschrift über die Annahme von 

Belohnungen und Geschenken (VV Belohnungen und Geschenke) zum Ziel. Für das Jahr 

2025 sind in diesem Zusammenhang folgende Schwerpunkte zu nennen: 

 

 Geschenke von Bürger:innen, Eltern-/Schülerschaft und Firmen 

Ob aus Dankbarkeit über die professionelle Beratung, das gut über die Bühne 

gebrachte Schuljahr oder die erfolgreiche Zusammenarbeit unter 

Geschäftspartnern: Menschen, die mit Mitarbeitenden der Stadt Bremerhaven zu 

tun haben, möchten ihre Wertschätzung ausdrücken und tun dies, indem sie 

Geschenke an Mitarbeitende überreichen. Der Zwiespalt für Mitarbeitende, diesen 

Menschen nicht vor den Kopf zu stoßen und sich rechtlich korrekt zu verhalten, ist 

groß. So kommt es häufig zu Nachfragen, wie sich Mitarbeitende verhalten sollen 

und was erlaubt ist. Die VV Belohnungen und Geschenke gibt hierzu konkrete 

Regelungen mit einem Großteil der Angebote rechtsicher umzugehen. In 

Zweifelsfällen wird durch die Betroffenen Kontakt zum Referat I/6 aufgenommen. 

 

 Teilnahme an Empfängen, Veranstaltungen und Jubiläen 

Immer wieder erhalten auch Leitungskräfte und Mitarbeitende Einladungen zu 

besonderen Anlässen, sei es der Firmengeburtstag oder das Herbstfest eines 

Geschäftspartners, der Jahresempfang eines Verbandes oder die Einladung zur 

Fachmesse. Leitungskräfte und Mitarbeitende erhalten diese Einladungen, an 

denen die Erwartung zur Teilnahme heftet. Fragen wie „Darf ich überhaupt 

teilnehmen?“, „Wenn ein Buffet angeboten wird, kann ich davon etwas zu mir 

nehmen und wenn ja, in welchem Umfang?“ oder „Kann ich eine mir angebotene 

Mitfahrgelegenheit nutzen?“ tun sich auf und verunsichern. Ein unsicheres 

Auftreten schadet auch der Außendarstellung des Amtes oder der Stadt 

Bremerhaven. Eine klare Marschrute und Verhaltensweise ist hier wichtig und kann 

im Einzelfall erörtert werden, wenn sich Mitarbeitende im Referat I/6 melden. 
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Grundsätzlich gilt, Einladungen zu solchen Veranstaltungen sind prinzipiell an die 

Dienststellenleitung (i. d. R. Amtsleitung) gerichtet. Ihr obliegt in diesem Fall die 

gesellschaftliche Vertretung, auch wenn die Einladung an einen einzelnen 

Mitarbeitenden persönlich adressiert ist. Die Dienststellenleitung kann 

Mitarbeitende mit der Teilnahme an einer solchen Veranstaltung beauftragen und 

diesen die gesellschaftliche Vertretung übertragen. Eine entsprechende 

Dokumentation wird vom Referat I/6 empfohlen. 

Die Teilnahme an der Veranstaltung gilt dann als stillschweigend genehmigt und 

erfolgt nach Auffassung des Referates I/6 innerhalb der Arbeitszeit. 

Der Verzehr von Speisen während der Veranstaltung gilt ebenfalls als 

stillschweigend genehmigt und kann grundsätzlich bedenkenlos vollzogen werden. 

Die Formulierungen „in herkömmlichem Umfang und nach allgemeiner Auffassung“ 

sowie „üblich und angemessen“ gemäß der Verwaltungsvorschrift lassen hier 

allerdings einen Auslegungsspielraum für die Mitarbeitenden vor Ort erkennen.  

 

 Einwerben von Sachspenden 

Auch im Berichtsjahr 2025 sind wiederholt Fälle aufgekommen, wo es nicht um das 

Beschenkt werden als Form der Wertschätzung ging, sondern Rückfragen dazu 

gestellt worden sind, ob die Möglichkeit besteht, Sachspenden z. B. bei Stiftungen, 

Verbänden oder Firmen einzuwerben, da diese nicht aus dem Haushalt finanziert 

werden können. Diese Herangehensweise ist für Einrichtungen und Ämter der 

Stadt Bremerhaven als problematisch anzusehen, da das Fordern von Vorteilen 

nicht genehmigungsfähig ist und somit im Extremfall eine strafbare Handlung 

zumindest im Raum steht. Diese Fälle wurden seitens des Referates I/6 erörtert 

und die Organisationseinheiten entsprechend informiert. 

 

 Beratung zur VV Belohnungen und Geschenke 

Selbstverständlich kamen auch allerhand Nachfragen rund um die 

Verwaltungsvorschrift hinsichtlich der Annahme von Belohnungen und 

Geschenken. Hier gab es Klärungsbedarf zu verschiedensten Themen, wie zum 

Beispiel: 

 

 

Wer entscheidet über Genehmigungsanträge und wie ist das Verfahren? 

Was ist üblich und angemessen bei Gemeinschaftsgeschenken aus der 

Elternschaft? 
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Darf eine Einladung zum Kaffee von einem langjährigen Klienten angenommen 

werden? 

Wie soll mit einer Einladung zum Eishockey umgegangen werden? 

 

U. a. diese spannenden Fragen wurden mit Betroffenen erörtert und entsprechende 

Empfehlungen seitens des Referates I/6 ausgesprochen. In diesen Gesprächen 

wurde auch immer die Gelegenheit genutzt, auf die Schulungsmöglichkeiten im 

internen Fortbildungsprogramm und bei individuellen Schulungsbedarfen von 

gesamten Organisationseinheiten aufmerksam zu machen. 

 

Aus den geprüften Sachverhalten ergaben sich keine Verdachtsmomente, die ein weiteres 

Vorgehen von der AKB verlangte. 

 

Ein weiterer Bereich ist die Vernetzung zwischen den Partnern der Antikorruptionsarbeit. 

Frau Voß und Herr Junge haben die Zusammenarbeit mit der Zentralen Antikorruptionsstelle 

(ZAKS) der Freien Hansestadt Bremen im Berichtsjahr fortgeführt und an den vierteljährlich 

stattfindenden Sitzungen des Antikorruptionsrates teilgenommen. Das Treffen des 

Antikorruptionsrates (AKR) des Landes Bremen dient dem Erfahrungsaustausch und der 

Abstimmung ressortübergreifender Maßnahmen sowie der Entwicklung von Konzepten und 

Grundlagen. 

 

Ein weiterer Handlungsschwerpunkt wird in der Durchführung von Schulungen zur 

Sensibilisierung der Mitarbeitenden gesehen. 

 

Für die Beschäftigten des Magistrats werden seit Frühjahr 2020 fortlaufend Schulungen über 

das zentrale Fortbildungsprogramm des Magistrats angeboten. Mittlerweile sind zwei 

Basisschulungen jährlich implementiert, um allen Beschäftigten fortwährend die Möglichkeit 

einer Teilnahme anzubieten. Diese Veranstaltungen finden mittlerweile in den 

Schulungsräumen der SEFO (Schulentwicklung und Fortbildung) in der Friedrich-Ebert-Straße 

statt. 

 

Durchgeführt wurden im Berichtsjahr auch zwei Durchgänge der „Einführungsfortbildung für 

Beschäftigte in der Verwaltung“ in denen das Thema Antikorruption ebenfalls auf dem 

Stundenplan steht. 

Des Weiteren sind die Auszubildenden zur/zum Verwaltungsfachangestellten, 

Einstellungsjahrgang 2024, während der dienstbegleitenden Unterweisung von Frau Voß und 

Herrn Junge zum Thema Korruptionsprävention geschult worden. 
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Für die Ämter und Einrichtungen besteht die Möglichkeit, Schulungstermine für deren 

Beschäftigte zu vereinbaren. Im Jahr 2025 haben fünf Organisationseinheiten diese 

Möglichkeit wahrgenommen. Insgesamt haben rund 115 Beschäftigte im Bereich 

Antikorruption an einer Schulungsveranstaltung teilgenommen. 

 

4. Meldepflicht von angebotenen Vorteilen (Belohnungen und Geschenke) 

Nach der Verwaltungsvorschrift (Punkt 2.3) sind Dienstvorgesetzte von den Bediensteten bzw. 

ehemaligen Bediensteten zwingend über jeden Versuch zu unterrichten, ihre Amtsführung 

durch das Angebot von Geschenken, Belohnungen oder sonstigen Vorteilen beeinflussen zu 

wollen. Wie in den Vorjahren hat das Referat I/6 zum Ende des Jahres die Sachverhalte bei 

den Organisationseinheiten (insgesamt 54) abgefragt. Für das Berichtsjahr 2025 wurden der 

Gesamtpersonalrat, die Einzelpersonalräte sowie die Gleichstellungsbeauftragte und 

Schwerbehindertenvertretung in die Abfrage neu mit aufgenommen. Die Leitungskräfte 

wurden auf die Verwaltungsvorschrift hingewiesen und ihnen wurde als Arbeitshilfe eine 

vorbereitete Excel-Tabelle für die Dokumentation zur Verfügung gestellt. Als Frist zur Meldung 

wurde der 23.01.2025 (Nachfrist 06.02.2025) vorgemerkt, eine Fehlanzeige war erforderlich. 

Innerhalb der Frist meldeten sich 51 Organisationseinheiten zurück, wovon neun 

Organisationseinheiten konkrete Fälle meldeten, 42 Organisationseinheiten meldeten 

Fehlanzeige. Von insgesamt drei Organisationseinheiten und dem Bereich der 

Interessensvertretungen erhielt das Referat I/6 keinerlei Rückmeldung. 

 

 

Für das Jahr 2025 wurden von neun Organisationseinheiten insgesamt 54 angebotene 

Vorteile gemeldet. Gemeldet wurden vorwiegend Fälle, in denen Bürger:innen, Eltern-

/Schülerschaft und Firmen Beschäftigten z. B. Süßwaren, Obst, Tee, Catering bei 

Veranstaltungen und Massenwerbeartikel (z. B. Jutebeutel, Kugelschreiber, Aufkleber) 

9

42

3

Abfrage der Organisationseinheiten für das Jahr 2025 zu 

Mitteilungen über angebotene Belohungen und Geschenke

Mitteilung erfolgt Fehlanzeige keine Angaben
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angeboten haben. Diese wurden in der Regel angenommen, was mit der konkretisierten 

Verwaltungsvorschrift im Bereich der stillschweigenden Genehmigungen begründet werden 

konnte. In einigen Fällen wurden die Angebote von den Beschäftigten abgelehnt. 

 

In vier Fällen wurde Beschäftigten Geld im Wert von bis zu 20 € angeboten. Die Annahme von 

Bargeld ist von der Verwaltungsvorschrift gänzlich ausgeschlossen (nicht 

genehmigungsfähig). In allen gemeldeten Fällen wurde die Annahme abgelehnt. 

 

In weiteren sieben Fällen wurden Belohnungen und Geschenke angeboten, die nicht schon 

als stillschweigend genehmigt durch die Verwaltungsvorschrift anzusehen waren. Hiervon 

wurden drei Angebote abgelehnt (Parfüm, Wein, Geschenkbox mit Raclette, Gewürze und 

Bluetooth Box). Die vier Übrigen wurden mit Zustimmung des jeweils zuständigen 

Dezernenten angenommen (Einladung zum Abendessen, höherwertige Geschenkkörbe). 

 

 

Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass die Beschäftigten offensichtlich gut informiert und 

geschult sind und der Umgang mit Belohnungen und Geschenken entsprechend an 

Bürger:innen, Eltern-/Schülerschaft und Geschäftspartner kommuniziert wurde. 

 

Schulamt

35%

Standesamt

9%
Ortspolizeitbehörde

17%

Betrieb für 

Informationstechnologie

4%

Sozialamt

4%

Gesundheitsamt

18%

Bauordnungsamt

2%

Feuerwehr

9%

Vermessungs- und 

Katasteramt

2%

Gemeldete Belohnungen und Geschenke für das Jahr 2025
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Denn bei der Auswertung ist wie im vorangegangenen Berichtsjahr auffällig, dass gerade aus 

großen und besucherstarken Bereichen sowie aus einem Großteil der Schulen bzw. aus allen 

Kindertageseinrichtungen keine Beeinflussungsversuche gemeldet wurden. 

 

5. Sponsoring 

Nach der Verwaltungsvorschrift über die Annahme und Verwendung von Beträgen aus 

Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkungen zur Finanzierung 

öffentlicher Aufgaben (Punkt V) ist die AKB ab einem Wert über 5.000 € im Verfahren, vor 

Abschluss des Vertrages, zu beteiligen. 

Im Verfahren von Sponsoring-Vereinbarungen des Stadttheaters wurde die AKB im 

Berichtsjahr rechtzeitig beteiligt. Das Referat I/6 hatte zum vorgelegten Vertrag keine 

Anmerkungen. 

 

Von Sponsoring-Vereinbarungen aus anderen Organisationseinheiten hat die AKB keine 

Kenntnis erlangt, daher ist davon auszugehen, dass entsprechend keine Beteiligung 

erforderlich war. 

 

Die Stadtkämmerei hat einen Jahresbericht über die Annahme und Verwendung von Beträgen 

aus Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatischen Schenkungen zur Finanzierung 

öffentlicher Aufgaben der Stadt Bremerhaven zu erstellen. Diese Verpflichtung ergibt sich aus 

der analogen Anwendung der Verwaltungsvorschrift über die Annahme und Verwendung von 

Beträgen aus Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatischen Schenkungen zur 

Finanzierung öffentlicher Aufgaben der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde 

Bremen) vom 01.07.2008 (BremABl. Nr. 71/2008) in der Fassung vom 17.07.2012 

(BremABl. Nr. 88/2012). Dieser Bericht ist vom Magistrat der Stadtverordnetenversammlung 

zur Kenntnis zu geben. 

 

Im Bericht sollen alle Geld- und Sachspenden ab 5.000 EUR mit Namen der Spender:innen,  

Sponsor:innen und Mäzen:innen veröffentlicht werden. 

 

Bisher wurden einzelne Beträge aufgrund von vertraglichen Vereinbarungen nicht im 

Sponsoringbericht veröffentlicht. Der Magistrat hat am 12.03.2025 (Protokollauszug Nr. 141) 

beschlossen, dass er zukünftig eine Aufnahme sämtlicher Geld- und Sachspenden ab 5.000 € 

mit Namen der Spender:innen, Sponsor:innen und Mäzen:innen in den Sponsoringbericht 

wünscht (Mag.-Vorlage Nr. II/14/2025). 
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6. Gefährdungsatlas 

Um eine ausbaufähige Grundlage für die Korruptionsprävention zu haben, ist unter Punkt 2.1 

der Antikorruptionsrichtlinie geregelt, dass unter Mithilfe der AKB in jedem Dezernat eine 

Risikoanalyse unter Verwendung einheitlicher Kriterien durchzuführen ist. Die Ergebnisse 

werden nach Organisationseinheiten zusammengefasst und bilden den Gefährdungsatlas 

eines Dezernats. Festgestellte Organisationsdefizite sind entsprechend abzustellen.  

 

Im Tätigkeitsbericht zum Berichtsjahr 2019 wurde das Ablaufverfahren zur Erstellung der 

Gefährdungsatlanten der Dezernate vorgestellt.  

 

In 2020 wurde die Befragung aller Dezernate mit ihren Ämtern, Amtsstellen, Referaten und 

Betriebe gemäß § 26 Landeshaushaltsordnung (LHO) fortgeführt. Die Erstbefragung wurde 

abgeschlossen. Bei Feststellungen erhöhter Korruptionsgefährdungen wurden für diese 

Bereiche detailliertere Fragen zur Erstellung der Risikoanalyse gestellt. Durch die Corona-

Pandemie kam es jedoch in einem Dezernatsbereich zu Verzögerungen, so dass die 

Gefährdungsatlanten für die Gesamtheit der Dezernate im Berichtsjahr 2020 nicht fertiggestellt 

werden konnten. 

 

Im Berichtsjahr 2021 wurde der Gefährdungsatlas zum Abschluss gebracht. 

 

Im kommenden Berichtsjahr 2026 wird das Referat I/6 damit beginnen, den Gefährdungsatlas 

mit entsprechender Ämterbeteiligung zu überarbeiten und zu aktualisieren, neue Bereiche 

aufzunehmen und zu bewerten sowie bereits erfasste bzw. in 2020 geprüfte Bereiche neu zu 

bewerten, falls nötig. 

 

7. Internes Hinweisgebersystem 

 

Das Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen (Hinweisgeber-

schutzgesetz - HinSchG) ist am 02.07.2023 in Kraft getreten. Zur Entgegennahme von 

Meldungen auf der Grundlage des Hinweisgeberschutzgesetzes wurden interne Meldestellen 

eingerichtet. 

 

Der Magistrat hat die Aufgabe der Zentralen internen Meldestelle mit Magistratsbeschlüssen 

vom 22.06.2022 (Mag.-Vorlage Nr. I/157/2022) sowie 17.07.2024 (Mag.-Vorlage Nr. 

I/142/2024) dem Referat I/6 übertragen. Als interne Meldestelle obliegt dem Referat I/6 auch 

die Aufgabe, über Folgemaßnahmen zu entscheiden. Dazu hat der Magistrat beschlossen, 
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dass die interne Meldestelle das Ergreifen von Folgemaßnahmen nach dem 

Hinweisgeberschutzgesetz dem/der Magistratsdirektor/in anzeigen muss. Das Ver-

traulichkeitsgebot nach dem Hinweisgeberschutzgesetz ist dabei zu beachten. 

 

Mit dem Hinweisgebersystem wird ein entsprechender interner Meldekanal zur Verfügung 

gestellt. Um die besonderen Schutz- und Vertraulichkeitsanforderungen an dem internen 

Meldekanal sicherzustellen, setzt die Zentrale interne Meldestelle das Hinweisgebersystem 

der Firma Vispato ein. Damit ist eine verschlüsselte, vertrauliche und anonyme Kommunikation 

zwischen den Hinweisgebenden und der Zentralen internen Meldestelle sichergestellt. 

 

Das Hinweisgebersystem ist über einen Link, der im Intranet für alle Beschäftigten zentral zur 

Verfügung gestellt wird, erreichbar. Es besteht die Möglichkeit, den Link über jedes Endgerät 

mit Internetzugang aufzurufen. 

 

Im Berichtsjahr wurde das Hinweisgebersystem erstmals rege von Hinweisgebenden genutzt. 

So sind hier insgesamt fünf Hinweise zu zwei Organisationseinheiten (Dezernat II und IV) 

eingegangen. Die Hinweise umfassen jeweils unterschiedliche Themengebiete. Als 

Folgemaßnahme wurden die Hinweise zum Dezernatsbereich IV an die zuständige Stelle 

innerhalb der Verwaltung weitergeleitet. Bezüglich der Hinweise zum Dezernatsbereich II 

wurde als Folgemaßnahme eine Prüfung durch die zentrale Innenrevision empfohlen und 

schlussendlich durch den Dezernenten beauftragt. 

 

8. Intranet/Internet-Auftritt 

Das Referat I/6 stellt sich im Intranet dar. Die dort hinterlegten Materialien sind aktuell und 

jederzeit für alle Beschäftigten mit Intranet-Zugang einsehbar. Sie bieten einen umfangreichen 

Wissensfundus. Ebenfalls stellt sich das Referat I/6 auf der Homepage der Seestadt 

Bremerhaven vor. 

 

9. Fazit und Ausblick 

Die Einrichtung des Referats I/6 im Jahr 2019 hat sich aus unserer Erfahrung als ein gut 

geeignetes Instrument der Korruptionspräventionsarbeit bewährt. 

Die steigenden Anfragen zur etwaigen Annahme von Vorteilen zeigen eine Sensibilisierung 

der Mitarbeitenden bezogen auf das Thema „Korruptionsprävention“. 

 

Des Weiteren sind Schulungen für Führungskräfte und weitere Beschäftigte anzubieten. 

Gegenüber den Auszubildenden und den neu eingestellten Beschäftigten des Magistrats gilt 
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es, das Thema Korruptionsprävention darzustellen und für die Risiken zu sensibilisieren. 

Daran wird kontinuierlich gearbeitet. 

 



 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Bobe Tel. 2793 
Bremerhaven, 30.01.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  1/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 13 

 
 
 
Anträge zum Stellenplan 2026/2027 
 
 
 
 
A Problem 
Es liegen die Anträge zum Stellenplan 2026/2027 vor. Die Anträge wurden mit den Einzel-
personalräten und dem Gesamtpersonalrat beraten. Die Empfehlungen der Verwaltung sind 
auf den Anträgen vermerkt. Erläuterungen ergeben sich ggf. aus dem Protokoll vom 
19.01.2026 oder der Gesamtübersicht. 
 
B Lösung 
Es wird vorgeschlagen, dass sich der Personal- und Organisationsausschuss inhaltlich mit 
den in der Gesamtübersicht (Anlage 2) farblich hinterlegten Neuschaffungsanträgen befasst, 
da diese bisher nicht im Personal- und Organisationsausschuss thematisiert wurden bzw. 
kein Deckungsvorschlag vorliegt.  
Im Falle der Genehmigung von Anträgen auf Neuschaffung von Stellen, Anerkennung von 
überplanmäßigen Bedarfen oder Verlagerung von Stellen (mit inhaltlichen Änderungen) er-
folgt diese immer vorbehaltlich der Überprüfung der Stellenbewertung. 
 
C Alternativen 
Der Personal- und Organisationsausschuss tritt in die inhaltliche Einzelberatung sämtlicher  
Anträge ein. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Zu den finanziellen Auswirkungen siehe Einzelanträge.  
Eine etwaige Genderrelevanz ergibt sich ggf. aus den Einzelanträgen. Klimaschutzzielrele-
vante Auswirkungen liegen nicht vor. Auswirkungen auf ausländische Mitbürger:innen, Men-
schen mit Behinderungen, besondere Belange des Sports oder von Kindern, Jugendlichen 
und jüngeren Erwachsenen sowie eine unmittelbare örtliche Betroffenheit einer zuständigen 
Stadtteilkonferenz liegen nicht vor. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Die Anträge wurden mit den Einzelpersonalräten und dem Gesamtpersonalrat abgestimmt. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG wird vorgenommen. 
 
 
 
 



- 2 - 

 

 

 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal-  und Organisationsausschuss schließt sich den Empfehlungen der Verwaltung 
zu den dieser Vorlage beigefügten Stellenplananträgen an und spricht sich für eine Berück-
sichtigung im Zuge der Haushaltsberatungen 2026/2027 aus.  
Im Falle der Genehmigung von Anträgen auf Neuschaffung von Stellen, Anerkennung von 
überplanmäßigen Bedarfen oder Verlagerung von Stellen (mit inhaltlichen Änderungen) er-
folgt diese immer vorbehaltlich der Überprüfung der Stellenbewertung. 
 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Anlage 1 Protokoll über die Beratung der Anträge mit der Mitbestimmung am 19.01.2026 
Anlage 2 Gesamtübersicht 
Anlage 3 Inhaltsübersicht 
Anlage 4 Anträge A 
Anlage 5 Anträge C 
Anlage 6 Anträge D 
Anlage 7 Anträge E 
Anlage 8 Anträge F 
Anlage 9 Anträge G 
Anlage 10 Anträge H 
Anlage 11 Anträge J 
Anlage 12 Anträge K 
Anlage 13 Anträge L 
 
 







Stellenplan 2026/2027

Nr.  Amt Art Stelle Nr. Hinweis Empfehlung 
der 

Verwaltung  1)

PuO 
16.03. 
2026

Bemerkungen

Vorlage 
Nr.

Datum Plan-
stellen

üpl kw ku 2026 2027

A Personal und Organisation (MK, I/6, 11, 11A, 34, PR, 00, 14, BIT)
A1 11/4 Neuschaffung Neu - - Teil C Ausbildung Mediengestalter:in 1 j                          -   €                          -   € 
A2 PR Ausweisung - - Ausweisung Freistellungen 2,608 j                          -   €                          -   € 

B Finanzen und Wirtschaft (20, 21, 22, 30, I/8)
Es liegt kein Antrag vor.

C Gesundheit (53, 53B, 53S)
C1 53 Neuschaffung Neu 40/2025 03.12.2025 Stabsstelle "Prävention und Gesundheitsförderung" Kindertagesstätten 

EG 9b, 3 Jahre ab Besetzung
0,75 aB (3 Jahre)                          -   €                          -   € GKV-Bündnis

C2 53 Neuschaffung Neu - - Stabsstelle "Prävention und Gesundheitsförderung" EG 12/13 1 j           104.300,00 €            106.950,00 € 
C3 53 Neuschaffung Neu - - Verwaltungsabteilung Sachgebietsleitung EG 11 1 j             93.010,00 €              94.760,00 € 
C4 53 Neuschaffung Neu - - Sozialpsychiatrischer Dienst Krisendienst S14 0,75 j             64.890,00 €              66.040,00 € 

D Schule und Kultur (40, 40S, 41, 41A, 41B, 43, 45, 46)
D1 40/2 Verlagerung zum Amt 50 2 0 104 - - Stadtangestellte:r EG 9c Deckung für 0,5 Fahrdienst Amt 50 0,5 j                          -   €                          -   € 
D2 40/5 Verlagerung zum BIT diverse - - Medienzentrum 23 1 j (+1 kw, +1 ku)                          -   €                          -   € 

Ausweisung 1 j                          -   €                          -   € 
D3 40Schule Neuschaffung Neu 20/2025 03.06.2025 Bildungsgang Werkschule Sozialpädagog:in S12 1 j                          -   €                          -   € Land NUPP
D4 40Schule Neuschaffung Neu 19/2025 03.06.2025 Wege in die Beschäftigung Pädag. Fachkräfte S2, bis 31.07.2027 4 aB (-7/27)                          -   €                          -   € Land NUPP/Agentur für Arbeit

D5 40Schule Neuschaffung Neu 28/2025 24.09.2025 Geistige Entwicklung an Schulen Kinderpfleger:in S4 1,85 j                          -   €                          -   € Land NUPP
D6 40Schule Verlängerung Neu 30/2025 24.09.2025 Pädagogische Unterstützungskräfte S4-S8a bis 31.12.2027 50 aB (-12/27)                          -   €                          -   € Land NUPP
D7 40Schule Neuschaffung Neu 27/2025 24.09.2025 Transition Guide S11b bis 31.12.2027 1 aB (-12/27)                          -   €                          -   € Bund
D8 40Schule Neuschaffung Neu - - Schuljahr 2026/2027 Betreuung an Grund- und Oberschulen 

Erzieherisches Personal S4-S8b
11,335 j                          -   €                          -   € Land NUPP

D9 40Schule Neuschaffung Neu - - Schuljahr 2027/2028 Betreuung an Grund- und Oberschulen 
Erzieherisches Personal S4-S8b

21,029 j (Stellenplan 
2027)

                         -   €                          -   € Land NUPP

D10 40Schule Neuschaffung Neu - - Kinderpfleger:innen S4 3,71 j (1,78 
Stellenplan 

2027)

                         -   €                          -   € Land NUPP  

D11 40Schule Neuschaffung Neu 39/2025 03.12.2025 ReBUZ Sonderpädagog:in EG 13 TV-L bzw.  A13 2 j                          -   €                          -   € Land NUPP
D12 40Schule Neuschaffung Neu 38/2025 03.12.2025 Geschäftszimmerangestellte EG 6 1,95 j                          -   €                          -   € 
D13 40 Verlagerung und 

Umbenennung
NUPP Stellenplan Lehrkräfte 362,562 50 j                          -   €                          -   € Land NUPP

D14 41B Verlagerung zum BIT 2 0 026 - - Bibliotheksangestellte:r EG 9a 1 j                          -   €                          -   € 
D15 45 Neuschaffung Neu - - Öffentlichkeitsarbeit EG 9a 1 j                          -   €                          -   € 
D16 45 Streichung 2 1 003 aB - - Datenmigration, war befristet bis 12/2025 0,41 j                          -   €                          -   € 

E Arbeit, Soziales, Menschen mit Behinderung (V/1, 50, 83, 57, JC)
E1 50/2 Neuschaffung Neu Bestattungskosten EG 9b 0,5 j -  €                      -  €                       

Streichung 2 0 015 Stadtangestellte:r EG 9c 0,5 j 1.350,00 €-              1.370,00 €-              

E2 50/2 Verlagerung zum Amt 53 2 0 019 Bestattungskosten EG 9a 0,5 j -  €                      -  €                       

E3 50/32 Neuschaffung Neu 26/2025 24.09.2025 Projektleitung "Heidjer Hilfen" bis 31.12.2028 1 aB (-12/28) EG 
11

-  €                      -  €                       Land

E4 50/32 Neuschaffung Neu 26/2025 25.09.2025 Unterstützungskraft "Heidjer Hilfen" bis 31.12.2028 0,5 aB (-12/28) EG 
5

-  €                      -  €                       Land

E5 50 Ausweisung aB 37/2025 03.12.2025 1 Handwerker EG 5 und 2 Unterstützungskräfte EG 3 bis 31.03.2028 3 aB (-3/28) -  €                      -  €                       

E6 83 Streichung 2 1 003 aB - - Sachbearbeitung TeilhabechancenG war befristet bis 31.12.2025 1 j -  €                      -  €                       

E7 83 Änderung Bemerkung 2 0 013 - - Finanzierung inzwischen bis 31.12.2027 zugesichert j -  €                      -  €                       Land
E8 57 Neuschaffung Neu - - Referent:in Inklusionsbeirat 1 n -  €                      -  €                       

E9 57 Neuschaffung Neu - - Inklusion und Bauen 1 n -  €                      -  €                       

E10 57 Neuschaffung Neu 36/2025 03.12.2025 Barrierefreiheit 1 aB (-12/26) -  €                      -  €                       
Streichung 2 1 002 war befristet bis 30.05.2025 1 -  €                      -  €                       

E11 JC Neuschaffung Neu 14/2025 03.06.2025 Bereichsleitung EG 12 1 j -  €                      -  €                       

 - keine Budgets, wenn von der 
Verwaltung Ablehnung empfohlen wird  

Stand: 20.01.2026

vorherige PuO-
Befassung

erforderliche zusätzliche Mittelbedarfe 
(nicht  in PK-Budgetplanung 2026/2027 

enthalten)
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Stellenplan 2026/2027

Nr.  Amt Art Stelle Nr. Hinweis Empfehlung 
der 

Verwaltung  1)

PuO 
16.03. 
2026

Bemerkungen

Vorlage 
Nr.

Datum Plan-
stellen

üpl kw ku 2026 2027

 - keine Budgets, wenn von der 
Verwaltung Ablehnung empfohlen wird  

Stand: 20.01.2026

vorherige PuO-
Befassung

erforderliche zusätzliche Mittelbedarfe 
(nicht  in PK-Budgetplanung 2026/2027 

enthalten)

F Bau und Umwelt (VI/1, 61, 62, 63, 66, 67, 58, WSI)
F1 62 Streichung 3 1 001 aB - - kw-Vermerk wird wirksam 1 1 j                          -   €                          -   € 
F2 66 Verlängerung 2 1 001 aB - - Hafenanbindung, bis Haushalt 2028 1 aB (-HH2028)                          -   €                          -   € Land 60 %
F3 67/2 Neuschaffung Neu - - Ingenieur:in EG 11, bis 2030 1 aB (-12/2030)             93.010,00 €              94.760,00 € 
F4 67/3 Neuschaffung Neu - - Gartenbautechn. Angestellte:r EG 9a 1 j             75.700,00 €              77.010,00 € 
F5 67/3 Neuschaffung Neu - - Gärtner:in EG 6 2 n                          -   €                          -   € 
F6 67/3 Neuschaffung Neu - - Tischler:in EG 5 1 n                          -   €                          -   € 
F7 58 Neuschaffung Neu 16/2025 03.06.2025 Jugendklimarat EG 12 bis 31.05.2027 0,5 aB (-5/27)                          -   €                          -   € 90 % Nationale 

Klimaschutzinitiative

Verlängerung 2 1 004 16/2025 03.06.2025 Jugendklimarat bisher EG 10 bis 31.12.2025; EG 12 bis 31.05.2027 0,5 aB (-5/27)                          -   €                          -   € 

F8 WSI Verlagerung zum Referat VI/2 1 0 002 Baulandentwicklung A13 1 j                          -   €                          -   € 

F9 WSI Neuschaffung Neu - - Umsetzung Hausmeisterkonzept Modell alt Hauswart:in LG 2/3a 2,5 j                          -   €                          -   € 
Streichung diverse - - Raumpfleger:in LG 1/2a 2,59 j                          -   €                          -   € 

F10 WSI Neuschaffung Neu - - Ganztagsschule Hauswart:in LG 2/3a 2 j                          -   €                          -   € 
Streichung diverse - - Raumpfleger:in LG 1/2a 2,07 j                          -   €                          -   € 

F11 WSI Neuschaffung Neu - - Anpassung Reinigungsintervalle Gebäudereinigungsmeister:in EG 8 bis 
31.12.2027

1 aB (-12/27)                          -   €                          -   € 

Streichung diverse - - Hausgehilf:in/Raumpfleger:in LG 1/3 1,208 j                          -   €                          -   € 
F12 WSI Neuschaffung Neu - - Mehrbedarf Stadtangestellte:r EG 9a 0,5 j                          -   €                          -   € 

Streichung diverse - - Raumpfleger:in LG 1/2a 1,103 j                          -   €                          -   € 
F13 WSI Neuschaffung Neu - - Projektkoordinator:in Infoma EG 11 1 j                          -   €                          -   € 

Streichung diverse - - Raumpfleger:in LG 1/2a 1,744 j                          -   €                          -   € 
F14 WSI Verlagerung zum Amt 40 diverse - - Übernahme Hortkinder in Ganztagsgrundschulen Spül-und Küchenhilfen 

LG 1/3
2,41 j                          -   €                          -   € 

F15 WSI Neuschaffung Neu - - Energieoptimierung EG 11 1 j                          -   €                          -   € 
Streichung diverse - - Raumpfleger:in LG 1/2a 1,744 j                          -   €                          -   € 

G Öffentliche Sicherheit (I/9, OPB, 91, 37, 39)
G1 OPB Neuschaffung - - Polizei-/Kriminalkommissar:in A9 50 j                          -   €                          -   € Land
G2 OPB Höherbewertung - - Polizei-/Kriminalkommissar:in nach A10 zum 01.07.2025 9 j                          -   €                          -   € Land
G3 OPB Höherbewertung - - Polizei-/Kriminaloberkommissar:in nach A11 zum 01.07.2025 3 j                          -   €                          -   € Land
G4 OPB Höherbewertung - - Polizei-/Kriminalhauptkommissar:in nach A12 zum 01.07.2025 2 j                          -   €                          -   € Land
G5 OPB Höherbewertung - - Erster Polizei-/Kriminalhauptkommissar nach A14 zum 01.07.2025 1 j                          -   €                          -   € Land
G6 OPB Höherbewertung - - Polizei-/Kriminalkommissar:in nach A10 zum 31.12.2025 6 j                          -   €                          -   € Land
G7 OPB Höherbewertung - - Polizei-/Kriminaloberkommissar:in nach A11 zum 31.12.2025 5 j                          -   €                          -   € Land
G8 OPB Höherbewertung - - Polizei-/Kriminalhauptkommissar:in nach A12 zum 31.12.2025 3 j                          -   €                          -   € Land
G9 OPB Höherbewertung - - Erster Polizei-/Kriminalhauptkommissar nach A14 zum 31.12.2025 1 j                          -   €                          -   € Land
G10 91/1 Neuschaffung Neu 22/2025 03.06.2025 DV-Anwenderbetreuung EG 8 1 1 j             66.660,00 €              67.750,00 € 
G11 91/7 Neuschaffung Neu - - Bußgeldstelle Stadtangestellte:r EG 9a 0,5 j             37.850,00 €              38.500,00 € 
G12 37 Streichung 1 0 302, 303 - - Wegfall coronabedingter Mehrarbeit 2 2 j                          -   €                          -   € 
G13 37 Neuschaffung Neu - - IRLS IT-Sicherheitsbeauftragte:r EG 11 1 n                          -   €                          -   € WB Rettungsdienst
G14 37 Neuschaffung Neu - - Organisation Rettungswache EG 10 1 n                          -   €                          -   € WB Rettungsdienst

H Jugend, Familie und Frauen sowie Sport und Freizeit (51, 52, HKH)
H1 51/12 Neuschaffung 2 0 094 Bildung und Teilhabe EG 5 0,5 aB (-12/27) -  €                      30.840,00 €            

Streichung anerk. Bedarf bisher aB befristet bis 12/2026 0,5 -  €                      -  €                       
H2 51 Änderung der Bemerkung anerk. Bedarf 33/2025 03.12.2025 Verfahrenslotse/lotsin EG 11, war befr. für 3 Jahre, jetzt bis 31.12.2029 1 aB (-12/29) -  €                      -  €                       

H3 51/8 Verlagerung zum Amt 40 diverse IV/35  
/2025

15.10.2025 
Magistrat

Hortbetreuung 15,3 6,13 j -  €                      -  €                       Stellenplan Lehrkräfte/NUPP

H4 51/8 Neuschaffung Neu Sprachbildung Sachgebietsleitung S17 0,5 j -  €                      -  €                       Land
Streichung anerk. Bedarf bisher aB 0,5 j -  €                      -  €                       Land

H5 51/8 Neuschaffung Neu Fachkräfte Sprachliche Bildung S8b 4,5 j -  €                      -  €                       Land
Streichung anerk. Bedarf bisher aB 3,5 j -  €                      -  €                       Land
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Stellenplan 2026/2027

Nr.  Amt Art Stelle Nr. Hinweis Empfehlung 
der 

Verwaltung  1)

PuO 
16.03. 
2026

Bemerkungen

Vorlage 
Nr.

Datum Plan-
stellen

üpl kw ku 2026 2027

 - keine Budgets, wenn von der 
Verwaltung Ablehnung empfohlen wird  

Stand: 20.01.2026

vorherige PuO-
Befassung

erforderliche zusätzliche Mittelbedarfe 
(nicht  in PK-Budgetplanung 2026/2027 

enthalten)

H6 HKH Neuschaffung Neu 15.10.2025 
Magistrat

Großtagespflegestelle S3 5,33 j -  €                      -  €                       Wirtschaftsbetrieb

H7 HKH Verlängerung anerk. Bedarf "Die Wegweiser", vorher bis 31.12.2027, Bewilligung jetzt bis 
31.12.2028

1,5 aB (-12/28) -  €                      -  €                       Wirtschaftsbetrieb

J Ämterübergreifende Anträge
J1 diverse Streichung diverse - - Haushaltskonsolidierungsmaßnahme 43,036 1 j                          -   €                          -   € 
J2 diverse Neuschaffung Neu 34/2025 03.12.2025 Resiliente Versorgung in Kommnen im Zivilschutzfall EG 13 36 Monate 4 aB (-1/29)                          -   €                          -   € Bund

J3 BIT Neuschaffung Neu 34/2025 03.12.2025 Resiliente Versorgung in Kommnen im Zivilschutzfall EG 13 36 Monate 1 aB (-1/29)                          -   €                          -   € Bund

K Zusammengefasste Listen

K-I Anpassung des Stellenplans nach Bewertungen j
Siehe Liste

K-II Wirksamwerden von ku-Vermerken j
Siehe Liste

K-III Stellenumwandlungen j
Siehe Liste

K-IV Redaktionelle Änderungen j
Siehe Liste

L Anlagen zum Stellenplan
L-I Anlage B Ausweisung diverse - - Lehrerstellen, Neuschaffung j                          -   €                          -   € Land
L-II Anlage D Ausweisung diverse - - Leerstellen j                          -   €                          -   € 
L-III Anlage G Ausweisung diverse - - Altersteilzeit j                          -   €                          -   € 

          534.070,00 €            575.240,00 € 
1) Erläuterungen:

j = ja
n = nein
aB = anerkannter Bedarf

Hinweis: In den Betragsspalten ("erforderliche zusätzliche Mittelbedarfe") sind die Jahresbudgets ausgewiesen, die aufgrund der anzunehmenden Eingruppierungen 
(Spalte "Hinweise") durchschnittlich zugrunde gelegt werden. 
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Anträge zum Stellenplan 2026/2027

A Personal und Organisation
MK, I/6, 11, 11 A, 34, PRs, 00, 14, Betrieb für Informationstechnologie

B Finanzen und Wirtschaft
20, 21, 22, 30, I/8

C Gesundheit
53, 53 B, 53 S

D Schule und Kultur
40, 40 S, 41, 41 A, 41 B, 43, 45, 46

E Arbeit, Soziales, Menschen mit Behinderung
V/1, 50, 83, 57, Jobcenter

F Bau und Umwelt
VI/1, 61, 62, 63, 66, 67, 58, Seestadt Immobilien

G Öffentliche Sicherheit
I/9, 90, 91, 93, 94, 37, 39

H Jugend, Familie und Frauen sowie Sport und Freizeit
51, Helene-Kaisen-Haus, 52

J Ämterübergreifende Anträge

K Zusammengefasste Listen:

K-I    Anpassung des Stellenplans nach Bewertungen
K-II   Ausweisung von ku-Vermerken
K-III  Stellenumwandlungen
K-IV Redaktionelle Änderungen

L Anlagen zum Stellenplan

L-I    Anlage B "Lehrkräfte"
L-II   Anlage D "Leerstellen" 
L-III  Anlage G "Altersteilzeit"













































































































































































































































































































































































































































































































Magistrat der Stadt Bremerhaven

Stand: 21.10.2025

Stellenplan 2026/2027
-Lehrkräfte-

-Schulamt-

L - I



Stadt Bremerhaven Haushalt 2026/2027 Seite -1-

I. Stellenplanentwurf

Die Berechnungsgrundlage des beigefügten Stellenplans bilden die

zur Zeit der Erstellung gültigen Parameter für die Lehrerversorgung

und die Unterrichtsverpflichtungen der Lehrkräfte. 

II. Lehrerbedarf 2024/2025

Der Lehrerbedarf 2026/2027 beträgt 1.455 Stellen.

Die Erhöhung ergibt sich aus den erhöhten Schülerzahlen der Prognosen für die Schuljahre

2026/2027 und 2027/2028.

III. Stellen pro Kapitel

Kapitel

Stellen 

2024/2025

Stellen 

2026/2027

Diffe- 

renz

davon 

Unter- 

stützende 

Pädagogik Differenz

6210 Primarbereich 338 353 15 5 10

6230 Weiterführende Schulen 754 804 50 12 38

6231 Abendschule 14 11 -3 -3

6246 Berufsbildende Schulen 282 287 5 3 2

Gesamt 1.388 1.455 67 20 47

Personalhaushalt 2026/2027

-Lehrerstellenbedarf-



Stadt Bremerhaven

Kapitel 6210

Dienststelle: Primarbereich

Haushalt 2026/2027 Seite -2-  

Stellenplan 2026/2027

Bemerkungen zum Bedarf an Stellen und Mitteln für Lehrkräfte

Danach wird folgender Bedarf ermittelt:

Grundbedarf Regelklassen 5.486 Wstd. 196 Stellen

Grundbedarf L,S,V 1.248 Wstd. 46 Stellen

Grundbedarf W + E 689 Wstd. 26 Stellen

Sonderbedarf 2.376 Wstd. 85 Stellen

Gesamtbedarf 9.799 WStd. 353 Stellen

Gegenüber dem Stellenbestand 2024/2025

in Höhe von: Regelklassen 265 Stellen

Inklusionsklassen 69 Stellen

ergibt sich ein Mehr-/Minderbedarf von: 19 Stellen

Grundlage für die Berechnungen des Lehrerbedarfes ist die Schülerzahlprognose der Schuljahre 2026/2027 und 

2027/2028.

 



Stadt Bremerhaven

Kapitel 6210

Dienststelle: Primarbereich

Haushalt 2026/2027 Seite -3-  

1. Grundbedarf (lt. Schülerzahlprognose)

Klassenstufe Schüler Klassen- Anzahl der Lehrerstd. Lehrerstundensoll

Frequenz Klassen je Klasse

G1 1.269 22 59 22 1.287

G2 1.273 22 59 22 1.287

G3 1.174 22 56 26 1.443

G4 1.178 22 57 26 1.469

Inklusion LSV 1.248

Inklusion W+E 5 26 27 689

Gesamt 4.894 255 7.423

2. Sonderbedarfsübersicht

Maßnahmen Lehrerstunden

2.1. Erweiterter Grundbedarf (Leitungszeit) 576

2.2. Krankheitsvertretungen 473

 2.3. Ermäßigungen (Alter, Schwerbehinderung, Sonstiges) 355

2.4. Sonderbedarfe (einschließlich Sprachbildung) 973

Gesamt 2.376

3. Zusammenstellung

Grundbedarf 7.423 Lehrerstd.

Sonderbedarf 2.376 Lehrerstd.

Gesamtbedarf 9.799 Lehrerstd.
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Kapitel 6210

Dienststelle: Primarbereich

Haushalt 2026/2027 Seite -4-

4. Bedarfsdeckung für den Haushalt 2026/2027

Bes.-/Verg. Amts-/Dienstbezeichnung Anzahl der Vermerke Abweichungen zum

Gruppe Stellen Anzahl der Stellenplan 24/25

2024/2025 Stellen je Stelle insges.

A15 Rektor/in 0 1 28 28

A14+Z Rektor/in 19 18 28 504

A14+Z Konrektor/in 0 1 28 28

A14+Z Zweite/r Konrektor/in (LuP) 0 1 28 28

A14 Rektor/in 1 1 28 28

A14 Konrektor/in 19 18 28 504

A14 Fachbereichsleitung ZUP 11 0 27 0

A14 Zweite/r Konrektor/in (LuP) 0 18 27 486

A13+Z Konrektor/in 1 1 28 28

A13+Z Zweite/r Konrektor/in (LuP) 0 1 27 27

A13+Z Lehrkräfte Sonderpädagogik 54 51 27 1.373

A13 Lehrkraft für die Primarstufe 50 66 28 1.848

A13 Lehrkraft für die P/SekI 31 31 28 868

EG14 Ang. i. d. Stell. einer/s Lehrk. 0 1 27 27

EG13 Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk. 20 28 28 784

EG12 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 10 10 27 270

EG11 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 78 70 28 1.960

EG10 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 36 28 28 784

EG9 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 8 8 28 224

Summe 338 353 9.799

Bedarf 2026/2027

in Wochenstunden

16

1

8

-8

-8

15

-3

Zu-/Abgänge

1

-1

1

1

-1

-11

18

1
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Dienststelle: Primarbereich
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Erläuterungen:

1. Besoldungsgruppe A15 (Rektor/in)

Zugang 1 Stelle Anhebung wegen steigender Schülerzahlen (siehe Nr. 2)

2. Besoldungsgruppe A14+Z (Rektor/in)

Abgang 1 Stelle Anpassung wegen steigender Schülerzahlen (siehe Nr. 1)

3. Besoldungsgruppe A14+Z (Konrektor/in)

Zugang 1 Stelle Anpassung wegen steigender Schülerzahlen (siehe Nr. 5)

4. Besoldungsgruppe A14+Z (Zweite/r Konrektor/in - LuP)

Zugang 1 Stelle Einrichtung von Leitungsstellen für unterstützende Pädagogik gem. BremInBilV

5. Besoldungsgruppe A14 (Konrektor/in)

Abgang 1 Stelle Anpassung wegen steigender Schülerzahlen (siehe Nr. 3)

6. Besoldungsgruppe A14 (Lehrkräfte für Sonderpädagogik)

Abgang 11 Stellen Auflösung der ZuP-Verbünde nach Inkrafttreten der BremInBilV

7. Besoldungsgruppe A14 (Zweite/r Konrektor/in - LuP)

Zugang 18 Stellen Einrichtung von Leitungsstellen für unterstützende Pädagogik gem. BremInBilV

8. Besoldungsgruppe A13+Z (Zweite/r Konrektor/in)

Zugang 1 Stellen Einrichtung von Leitungsstellen für unterstützende Pädagogik gem. BremInBilV

9. Besoldungsgruppe A13+Z (Lehrkräfte für Sonderpädagogik)

Abgang 3 Stellen Anpassung an den geänderten Bedarf gem. BremInBilV

10. Besoldungsgruppe A 13 (Lehrkräfte für die Primarstufe)

Zugang 16 Stellen Anpassung an den Bedarf

11. Entgeltgruppe EG14 (Zweite/r Konrektor/in - LuP)

Zugang 1 Stellen Anpassung an den geänderten Bedarf gem. BremInBilV

12. Entgeltgruppe EG13 (Lehrkraft)

Zugang 8 Stelle Anpassung an den Bedarf

13. Entgeltgruppe EG11 (Lehrkraft)

Abgang 8 Stellen Anpassung an den Bedarf

14. Entgeltgruppe EG11 (Lehrkraft)

Abgang 8 Stellen Anpassung an den Bedarf
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Kapitel 6230

Dienststelle: Weiterführende Schulen

Haushalt 2026/2027 Seite-6- 

Stellenplan 2026/2027

Bemerkungen zum Bedarf an Stellen und Mitteln für Lehrkräfte

Danach wird folgender Bedarf ermittelt:

Grundbedarf Regelklassen 13.771 Wstd. 518 Stellen

Grundbedarf L,S,V 2.486 Wstd. 92 Stellen

Grundbedarf W + E 756 Wstd. 28 Stellen

Sonderbedarf 4.406 Wstd. 166 Stellen

Gesamtbedarf 21.419 WStd. 804 Stellen

Gegenüber  dem Stellenbestand 2024/2025

in Höhe von: Regelklassen 646 Stellen

Inklusionsklassen 108 Stellen

ergibt sich ein Mehr-/Minderbedarf von: 50 Stellen

Grundlage für die Berechnungen des Lehrerbedarfes ist die Schülerzahlprognose der Schuljahre 2026/2027 und 

2027/2028.

 



Stadt Bremerhaven

Kapitel 6230

Dienststelle: Weiterführende Schulen

Haushalt 2026/2027 Seite-7-

1. Grundbedarf (lt. Schülerzahlprognose)

Sekundarbereich I

Klassenstufe Schüler Klassen- Anzahl der Lehrerstd. Lehrerstd.-

frequenz Klassen je Klasse soll

Gy5 100 27 4 33 132

Gy6 100 27 4 35 140

Gy7 110 27 4 36 144

Gy8 101 27 4 37 148

Gy9 118 27 5 37 185

ZSumme 529 21 749

OS5 1.217 22 56 31 1.736

OS6 1.081 22 48 31 1.488

OS7 1.109 22 51 33 1.683

OS8 1.003 22 47 34 1.598

OS9 993 22 47 36 1.669

OS10 992 22 44 36 1.562

Inklusion LSV 2.486

Inklusion W+E 5 24 32 756

ZSumme 6.395 293 12.978

Werkschule 92 8 18 24 432

VK 240 16 5 27 135

Gesamt 7.256 337 14.294

Sekundarbereich II (GyO)

Klassenstufe Schüler Kurs- Anzahl der Lehrerstd. Lehrerstd.-

frequenz Kurse/SuS Faktor/SuS soll

VK 13 20 1 25 25

E 601 23 23 37 851

Q1 600 23 2 922

Q2 600 23 2 922

Gesamt 1.814 24 2.719
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Dienststelle: Weiterführende Schulen

Haushalt 2026/2027 Seite -8-

2. Sonderbedarfsübersicht

Sekundarbereich I

Maßnahmen Lehrerstunden

2.1. Erweiterter Grundbedarf 1.043

2.2. Krankheitsvertretungen 858

 2.3. Ermäßigungen (Alter, Schwerbehinderung, Sonstiges) 643

2.4. Sonderbedarf 1.201

Gesamt 3.746

Sekundarbereich II (GyO)

Maßnahmen Lehrerstunden

2.1. Erweiterter Grundbedarf 199

2.2. Krankheitsvertretungen 163

 2.3. Ermäßigungen (Alter, Schwerbehinderung, Sonstiges) 122

2.4. Sonderbedarf 177

Gesamt 661

3. Zusammenstellung

Grundbedarf (Sek I) 14.294 Lehrerstd.

Sonderbedarf (Sek I) 3.746 Lehrerstd.

Grundbedarf (Sek II/GyO) 2.719 Lehrerstd.

Sonderbedarf (Sek II/GyO) 661 Lehrerstd.

Gesamtbedarf 21.419 Lehrerstd.
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Dienststelle: Weiterführende Schulen
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4. Bedarfsdeckung für das Schuljahr 2026/2027

Bes.-/Verg. Amts-/Dienstbezeichnung Anzahl der Bedarf 2026/2027 Vermerke

Gruppe Stellen 24/25 Anzahl der in Wochenstunden

Stellen je Stelle insges.

A16 Direktor/in eines SZ Sek II 3 3 25 75

A15+Z StDirektor/in Oberschule 12 11 27 297

A15+Z StD/Direktorstellvertr. Sek II 3 3 25 75

A15 StD/Direktorstellvertr. OS 12 11 27 297

A15 Studiendirektor/in Sek II 6 4 25 100

A15 ZUP-Leiter/in 12 12 27 324

A14 Fachbereichsleiter/in Sek I 73 72 27 1.944

A14 Oberstudienrat Sek II 19 19 25 475

A13+Z Lehrkraft für die Sek II 91 105 25 2.625

A13+Z Lehrkraft für Sonderpädagogik 190 210 27 5.670

A13 Lehrkraft für die Sek I 111 145 27 3.915

EG15 Ang. i. d. Stellung einer/s StD 1 1 25 25

EG14 Ang. i. d. Stellung einer/s OStR 2 2 25 50

EG14 Ang. i. d. Stellung einer/s OStR 1 1 27 27

EG13 Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk. 10 10 25 250

EG13 Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk. 10 10 27 270

EG12 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 11 11 27 297

EG11 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 99 94 27 2.538

EG10 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 83 75 27 2.025

EG9 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 5 5 28 140

Summe 754 804 21.419

davon bisher Kapitel 6230 754

Stellenplan 24/25

Abweichungen vom 

-1

-1

-2

-1

14

Zu-/Abgänge

50

-5

-8

20

34
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Erläuterungen

1) Besoldungsgruppe A 15+Z - Studiendirektor/in einer Oberschule

Abgang 1 Stellen Anpassung an den Bedarf

2) Besoldungsgruppe A 15 - StD/Direktorstellvertr. OS

Abgang 1 Stellen Anpassung an den Bedarf

3) Besoldungsgruppe A 15 - Studiendirektor/in Sek II

Abgang 2 Stellen Anpassung an den Bedarf

4) Besoldungsgruppe A 14 - Fachbereichsleiter/in Sek I 

Abgang 1 Stellen Anpassung an den Bedarf

5) Besoldungsgruppe A 13+Z - Lehrkraft für die Sek II

Zugang 14 Stellen Anpassung an den Bedarf

6) Besoldungsgruppe A 13+Z - Lehrkraft für Sonderpädagogik

Zugang 20 Stellen Anpassung an den Bedarf

7) Besoldungsgruppe A 13 - Lehrkraft für die Sek I

Zugang 34 Stellen Anpassung an den Bedarf

8) EG 11 - Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft

Abgang 5 Stellen Anpassung an den Bedarf

9) EG 10 - Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft

Abgang 8 Stellen Anpassung an den Bedarf

 



Stadt Bremerhaven

Kapitel 6231

Dienststelle: Abendschule

Haushalt 2026/2027 Seite -11-    

Stellenplan 2026/2027

Bemerkungen zum Bedarf an Stellen und Mitteln für Lehrkräfte

Danach wird folgender Bedarf ermittelt:

Grundbedarf 233 Wstd. 9 Stellen

Sonderbedarf 57 Wstd. 2 Stellen

Gesamtbedarf 290 WStd. 11 Stellen

Gegenüber  dem Stellenbestand 2024/2025

in Höhe von: 14 Stellen

ergibt sich ein Mehr-/Minderbedarf von: -3 Stellen

Grundlage für die Berechnungen des Lehrerbedarfes ist die Schülerzahlprognose der Schuljahre 2026/2027 und 

2027/2028.
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Dienststelle: Abendschule
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1. Grundbedarf (lt. Schülerzahlprognose)

Klassenstufe Schüler Klassen- Anzahl der Lehrerstd. Lehrerstundensoll

frequenz Klassen

je Klasse 

bzw. je SuS

Abendhauptschule

20 20 1 19,7 20

Abendrealschule

9 35 30 2 19 38

10 35 30 2 19 38

Abendgymnasium

     Anfangsphase 30 22,5 2 20 40

     Einführungsphase 35 22,5 2 1,536 54

     Q1 (12) 15 22,5 1 1,536 23

     Q2 (13) 14 22,5 1 1,536 21

Gesamt 183,5 11 233

2. Sonderbedarfsübersicht

Maßnahmen Lehrerstunden

2.1. Erweiterter Grundbedarf 17

2.2. Krankheitsvertretungen 14

 2.3. Ermäßigungen (Alter, Schwerbehinderung, Sonstiges) 10

2.4. Sonderbedarfe 15

Gesamt 57

3. Zusammenstellung

Grundbedarf 233 Lehrerstd.

Sonderbedarf 57 Lehrerstd.

Gesamtbedarf 290 Lehrerstd.
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4. Bedarfsdeckung für das Schuljahr 2026/2027

Bes.-/Verg. Amts-/Dienstbezeichnung Anzahl der          Bedarf 2026/2027 Vermerke

Gruppe Stellen 24/25 Anzahl der in Wochenstunden

Stellen je Stelle insges.

A15 Studiendirektor/in 1 1 27 27

A14 Rektor/in 1 0 27 0

A14 Oberstudienrat/rätin 1 2 27 54

A13+Z Lehrkraft Sek II 2 2 26 51

A13 Lehrkraft Sek I 5 3 27 81

EG14 Ang. i. d. Stellung einer/s OStR 0 1 25 25

EG13 Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk. 3 1 25 25

EG13 Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk. 1 0 27 0

EG10 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 0 1 27 27

Summe 14 11 290

1) Besoldungsgruppe A 14 - Rekor/in

Abgang 1 Stelle Anpassung an den Bedarf

2) Besoldungsgruppe A 14 - Oberstudienrat/rätin

Zugang 1 Stelle Anpassung an den Bedarf

3) Besoldungsgruppe A 13 - Lehrkraft Sek. I

Abgang 2 Stelle Anpassung an den Bedarf

4) Entgeltgruppe 14 - Ang. i. d. Stellung einer/s OStR

Zugang 1 Stelle Anpassung an den Bedarf

5) Entgeltgruppe 13 - Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk.

Abgang 2 Stellen Anpassung an den Bedarf

6) Entgeltgruppe 13 - Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk.

Abgang 1 Stelle Anpassung an den Bedarf

7) Entgeltgruppe 10 - Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft

Zugang 1 Stelle Anpassung an den Bedarf

1

Abweichungen vom 

Stellenplan 24/25

-1

1

-2

-2

-1

-3

Zu-/Abgänge

1
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Stellenplan 2026/2027

Bedarf an Stellen und Mitteln für Lehrkräfte

Grundbedarf Lehrer 5.336 Wstd. 213 Stellen

Sonderbedarf 1.840 Wstd. 74 Stellen

Lehrer Gesamt 7.176 WStd. 287 Stellen

Lehrmeister 948 WStd. 32 Stellen

Gesamtbedarf 8.124 WStd. 319 Stellen

Gegenüber dem Stellenbestand 2024/2025

in Höhe von: Regelklassen 276 Stellen

Inklusionsklassen 6 Stellen

ergibt sich ein Mehr-/Minderbedarf von: 5 Stellen
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1. Grundbedarf

Bildungsgänge/ 

Schulen

Kaufm. 

Lehranstalten

BS Sophie 

Scholl

CvO - BS-

BST

Werkstatt-

schule

CVO - BS-

DGG
Gesamt

BS-Dual 61 4 59 2 61 187

AVBG/S 3 4 2 9

AVBG TZ 7 7

AVBG/S VZ 4 13 17

AVBG/V 0

BFS 11 13 2 5 31

BGy 6 3 3 12

FOS 1 4 2 6 13

FS 10 1 11

VP 1 1

BOK 0,5 0,5

Gesamt 82 39 68 22 77,5 288,5

Bildungsgänge/ 

Schulen

Kaufm. 

Lehranstalten

BS Sophie 

Scholl

CvO - BS-

BST

Werkstattsch

ule

CVO - BS-

DGG
Gesamt

BS-Dual 732 48 708 24 732 2.244

AVBG/S 60 68 44 172

AVBG TZ 70 70

AVBG/S VZ 76 465 541

AVBG/V 216 216

BFS 359 465 36 126 986

BGy 218 115 108 441

FOS 33 94 53 114 294

FS 356 356

VP 7 7

BOK 9 9

Gesamt 1.402 1.377 865 559 1.133 5.336

Lehrerwochenstunden

Klassenverbände
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2. Sonderbedarfsübersicht

Maßnahmen Lehrer-

stunden

2.1. Erweiterter Grundbedarf 442

2.2. Grundbedarf plus (max 13,5 % des Grundbedarfs) 720

2.3. Ermäßigungen (Alter, Schwerbehinderung, Sonstiges) 273

2.2. Sonderbedarf 405

Gesamt 1.840

3. Zusammenstellung

Grundbedarf 5.336 Lehrerstd.

Sonderbedarf 1.840 Lehrerstd.

Gesamtbedarf 7.176 Lehrerstd.
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Dienststelle: Berufliche Schulen
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4. Bedarfsdeckung für das Schuljahr 2026/2027

Bes.-/Verg. Amts-/Dienstbezeichnung Anzahl der Bedarf 2026/2027 Vermerke

Gruppe Stellen in Anzahl der in Wochenstunden

2024/2025 Stellen je Stelle insges.

A16 OStdDirektor/in 4 4 25 100

A15+Z Studiendirektor/in 4 2 25 50

A15+Z Direktorstellvertreter/in 5 5 25 125

A15 Studiendirektor/in 9 9 25 225

A14 Oberstudienrat/rätin 53 53 25 1.325

A13+Z Lehrkraft für die Sek II/ 144 151 25 3.775

Studienrat/rätin/SoPäd

A13 Lehrkraft 2 2 25 50

EG14 Ang. i. d. Stellung einer/s OStR 1 1 25 25

EG13 Ang. i. d. Stell./Tät. einer/s Lehrk. 30 30 25 750

EG12 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 12 12 25 300

EG11 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 13 13 25 325

EG9 Ang. i. d. Tät. einer Lehrkraft 3 3 25 75

S 12 Sozialpädagogen 2 2 25 51

Zwischensumme 282 287 7.176

Erläuterungen:

1) A15+Z Lehrkraft (Studiendirektor/in)

Abgang 2 Stellen Anpassung an den Bedarf

2) A13+Z Lehrkraft (Lehrkraft für die Sek II/Studienrat/SoPä)

Zugang 7 Stellen Anpassung an den Bedarf

Zu-/Abgänge

Stellenplan 24/25

Abweichungen vom 

5

-2

7

 















 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Schildt, Telefon: 2835 
Bremerhaven, 10.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  7/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
Verlängerung des 0,82 befristet überplanmäßigen Bedarfes für die Jugendberufsagentur 
im Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik 
 
 
 
 
A Problem 
Die Jugendberufsagentur Bremen & Bremerhaven präsentiert sich seit 2021 über einen ge-
meinsamen Instagram-Kanal. Unter @jba_zukunftklarmachen sollen die ganzheitlichen Bera-
tungsstrukturen noch besser an die Zielgruppe herangetragen werden. 
 
Für die Umsetzung der Social-Media-Strategie der Jugendberufsagentur Bre-
men/Bremerhaven wurde im Jahr 2023 ein 0,82 überplanmäßiger Bedarf befristet bis zum 
30.06.2026 anerkannt. 
 
Im Jahr 2025 wurde die Strategie um einen TikTok-Kanal erweitert. Die konzeptionelle Erstel-
lung sowie Pflege des Kanals wurde und wird durch die derzeitigen Beauftragten für Social 
Media aus Bremen und Bremerhaven zusätzlich geleistet. Um junge Menschen weiter regel-
mäßig mit gut aufbereiteten Inhalten zielgruppengerecht anzusprechen und alle Partner:innen 
der Jugendberufsagentur dauerhaft mit ihren Angeboten zu präsentieren, ist die Verlänge-
rung der Stelle in Bremerhaven notwendig. 
 
Die Senatorin für Arbeit, Jugend, Soziales und Integration Bremen hat eine Erstattung der 
Personalkosten bis zum 31.12.2026 zugesagt. Eine Kostenerstattung durch das Land Bre-
men über den 31.12.2026 hinaus wird angestrebt. 
 
B Lösung 
Der Personal- und Organisationsausschuss bewilligt die Verlängerung des 0,82 überplanmä-
ßigen Bedarfes (Entgeltgruppe 9c TVöD (Entgeltordnung/VKA)) in der Jugendberufsagentur 
im Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik, befristet bis zum 31.12.2026. 
 
C Alternativen 
Keine, die empfohlen werden können. 
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D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Auf Grundlage der Personalhauptkosten von 2025 entstehen für die Verlängerung des 0,82 
überplanmäßigen Bedarfes (Entgeltgruppe 9c TVöD (Entgeltordnung/VKA)) für den Zeitraum 
01.07.2026 bis 31.12.2026 zusätzliche Personalkosten in Höhe von ca. 32.000 €. Die Finan-
zierung erfolgt durch Landesmittel. 
 
Es entstehen keine zusätzlichen Raumbedarfe. 
 
Genderaspekte sind nicht betroffen. 
 
Klimaschutzzielrelevante Auswirkungen ergeben sich nicht. 
 
Kinder, Jugendliche und jüngere Erwachsene sind insofern betroffen, als dass sie eine be-
sondere Zielgruppe der Jugendberufsagentur darstellen. 
 
Auswirkungen auf ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger, Menschen mit Behinderung, 
besondere Belange des Sports sowie eine unmittelbare Betroffenheit einer zuständigen 
Stadtteilkonferenz liegen nicht vor. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales, Seniorinnen und Senioren, Migrantinnen und Migranten 
und Menschen mit Behinderung wird in der Sitzung am 17.02.2026 beteiligt. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Keine. Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG ist sichergestellt. 
 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss bewilligt die Verlängerung des 0,82 überplanmä-
ßigen Bedarfes (Entgeltgruppe 9c TVöD (Entgeltordnung/VKA)) in der Jugendberufsagentur 
im Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik, befristet bis zum 31.12.2026. 
 
 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Thoma, Telefon: 2228 
Bremerhaven, 27.01.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  8/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
Anerkennung von 15,0 befristeten überplanmäßigen Bedarfen für die Abteilung „Kinder-
förderung“ des Amtes für Jugend, Familie und Frauen (drittmittelfinanziert) 
Hier: Gewinnung von pädagogischen Fachkräften aus Spanien für die Kindertagesbe-
treuung 
 
 
 
 
A Problem: 
Aufgrund des Fachkräftemangels besteht nach wie vor ein enormer Bedarf an erzieherischem 
Personal für die städtischen Kindertageseinrichtungen. Sowohl bei den städtischen als auch 
den freien Trägern besteht jährlich ein zusätzlicher Personalbedarf von rund 100 Fachkräften. 
Darüber hinaus ist ab 2027 durch den Neubau der Kindertagesstätten Luisenstraße und 
Weichselstraße mit einem weiteren Anstieg des Personalbedarfes zu rechnen. Das Pro-
gramm zur Gewinnung von pädagogischen Fachkräften aus Spanien startete erfolgreich mit 
einem ersten Durchgang im Oktober 2022. Der Verlauf des mittlerweile dritten Durchgangs, 
der am 01.05.2025 startete, ist bisher als sehr positiv zu bewerten.  
 
Zusätzlich zu den unbesetzten Stellen in den städtischen Kindertageseinrichtungen besteht 
die Problematik, dass in den Gemeinden im Umland ebenfalls ein erheblicher Fachkräfte-
mangel besteht. Die Abwanderung von Fachkräften und anstehende Verrentungen verschär-
fen die Situation zusehends. 
 
Im Ergebnis müssen weitere Maßnahmen zur Gewinnung von Fachkräften für den Bereich 
der Kindertagesbetreuung zur Erfüllung des Rechtsanspruchs eingeleitet werden. 
 
Um den vierten Durchgang in Kooperation mit der Agentur für Arbeit (International Services-
Recruiting Center) realisieren zu können, ist ein überplanmäßig anerkannter Stellenbedarf, 
vorbehaltlich der Sicherstellung der Finanzierung durch Drittmittel, von 15,0 Stellen für päda-
gogische Fachkräfte (Entgeltgruppe S 4 TVöD (Entgeltordnung/VKA)) für die Dauer von 15 
Monaten ab Einstellung zu beschließen. 
 
B Lösung 
Der Personal- und Organisationsausschuss beschließt, vorbehaltlich der Sicherstellung der    
Finanzierung durch Drittmittel, 15,0 überplanmäßig anerkannte Bedarfe für pädagogische 
Fachkräfte (Entgeltgruppe S 4 TVöD (Entgeltordnung/VKA)) im Amt für Jugend, Familie und 
Frauen im Rahmen des Programms für die Gewinnung von pädagogischen Fachkräften aus 
dem Ausland, befristet für die Dauer von 15 Monaten ab Einstellung. 
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C Alternativen 
Keine, die empfohlen werden können. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Die Personalhauptkosten für 15,0 Stellen (Entgeltgruppe S 4 TVöD (Entgeltordnung/VKA))   
belaufen sich auf 865.650 €/Jahr. Die Finanzierung wird aus Drittmitteln der Agentur für Ar-
beit sowie aus Bundesmitteln („Gute-Kita-Gesetz“) sichergestellt. 
 
Es entstehen keine zusätzlichen Raumbedarfe. 
 
Klimaschutzzielrelevante Auswirkungen ergeben sich nicht. 
 
Die Besetzung der überplanmäßigen Bedarfe erfolgt gendergerecht. 
 
Auswirkungen auf Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene liegen vor, weil durch das zu-
sätzliche Personal eine bedarfsgerechte Betreuung von Kindern sichergestellt wird. 
 
Auswirkungen auf ausländische Mitbürger:innen, Menschen mit Behinderungen, besondere 
Belange des Sports sowie eine unmittelbare örtliche Betroffenheit einer zuständigen 
Stadtteilkonferenz liegen nicht vor. 
 
E Beteiligung/Abstimmung 
Aus organisatorischer Sicht bestehen keine Einwände. 
 
Der Ausschuss für Jugend, Familie und Frauen hat in seiner Sitzung am 20.02.2025 der jähr-
lichen Gewinnung von 15 pädagogischen Fachkräften aus dem Ausland zugestimmt. 
 
Im Rahmen der Besetzung werden die Mitbestimmungsgremien beteiligt. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Keine. Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG wird sichergestellt. 
 
 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss beschließt, vorbehaltlich der Sicherstellung der    
Finanzierung durch Drittmittel, 15,0 überplanmäßig anerkannte Bedarfe für pädagogische 
Fachkräfte (Entgeltgruppe S 4 TVöD (Entgeltordnung/VKA)) im Amt für Jugend, Familie und 
Frauen im Rahmen des Programms für die Gewinnung von pädagogischen Fachkräften aus 
dem Ausland, befristet für die Dauer von 15 Monaten ab Einstellung 
 
 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Schildt, Telefon: 2835 
Bremerhaven, 17.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  10/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
Verlängerung des 1,0 befristeten überplanmäßigen Bedarfes „Projektleitung BIWAQ“ für 
das Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik 
 
 
 
 
A Problem 
Das Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik hat seit September 2015 gemeinsam mit den 
Teilprojektpartnern Förderwerk Bremerhaven und Arbeitsförderungszentrum im Landes Bre-
men (AFZ) das Bundes-ESF-Programm „Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier – BIWAQ“ in 
Wulsdorf-Dreibergen umgesetzt. Ziel des Programms sind die Integration von (langzeit-) ar-
beitslosen Erwachsenen in Beschäftigung, die Stärkung der lokalen Ökonomie und die hand-
lungsfeldübergreifende Verbesserung der Lebensqualität im Quartier. 
 
Bislang konnten für drei Förderperioden (2015-2018, 2019-2022 und 2023-2026) erfolgreich 
Fördermittel eingeworben werden. Während die ersten beiden Förderperioden in Wulsdorf 
umgesetzt wurden, wird das aktuelle BIWAQ-Projekt „ELAN: Erfolg und Lebensqualität durch 
Arbeit und Nachhaltigkeit in Lehe“ im Stadtteil Lehe durchgeführt. Die über das BIWAQ-
Projekt „ELAN“ initiierten und etablierten Angebote wurde im Stadtteil Lehe bisher sehr gut 
angenommen und entfalten eine positive Wirkung. 
 
Das für BIWAQ zuständige Bundesministerium Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen hat 
Ende Juni 2025 unter anderem eine Förderrichtlinie für eine neue BIWAQ-Förderperiode 
„BIWAQ VI“ veröffentlicht. Der Förderzeitraum beläuft sich dabei auf Juli 2026 bis September 
2028. 
 
Das Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik hat am 11.09.2025 fristgerecht einen Antrag auf 
Fortführung des BIWAQ-Projektes „ELAN“ bei der Deutschen Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See eingereicht. Der Antrag befindet sich derzeit noch in der Bearbeitung durch 
die bewilligende Stelle. 
 
Für die Administration und Koordinierung des BIWAQ-Projektes ist eine Projektleitung weiter-
hin erforderlich.  
 
B Lösung 
Der Personal- und Organisationsausschuss bewilligt, vorbehaltlich des Beschlusses des Aus-
schusses für Arbeit, Soziales, Seniorinnen und Senioren, Migrantinnen und Migranten und 
Menschen mit Behinderung und vorbehaltlich der Sicherstellung der Drittmittelfinanzierung 
die Verlängerung des 1,0 überplanmäßigen Bedarfes (Entgeltgruppe 13 TVöD (Entgeltord-
nung/VKA)) im Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik, befristet bis zum 30.09.2028. 
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C Alternativen 
Keine, die empfohlen werden können. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Die Stelle ist nahezu vollständig drittmittelfinanziert. Der verbleibende kommunale Eigenanteil 
beläuft sich nach Angaben des Amtes für kommunale Arbeitsmarktpolitik auf  
ca. 7.000 € in 2026, ca. 14.000 € in 2027 und ca. 10.000 € in 2028 und wird aus dem Budget 
des Amtes für kommunale Arbeitsmarktpolitik finanziert. 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales, Seniorinnen und Senioren, Migrantinnen und Migranten 
und Menschen mit Behinderung hat in seiner Sitzung am 26.08.2025 die Erbringung des Ei-
genanteils durch das Fachamt zugestimmt.  
 
Es entstehen keine zusätzlichen Raumbedarfe. 
 
Genderaspekte sind nicht betroffen. 
 
Klimaschutzzielrelevante Auswirkungen ergeben sich nicht. 
 
Ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger sind insofern betroffen, als dass sie eine beson-
dere Zielgruppe des Projektes darstellen. 
 
Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung, besondere Belange des Sports oder von Kin-
dern, Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen liegen nicht vor. 
 
Das Projekt wird im Stadtteil Lehe durchgeführt. Insofern ergibt sich eine unmittelbare Betrof-
fenheit der Stadtteilkonferenz Lehe. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales, Seniorinnen und Senioren, Migrantinnen und Migranten 
und Menschen mit Behinderung wird in der Sitzung am 17.02.2026 beteiligt. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Keine. Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG ist sichergestellt. 
 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss bewilligt, vorbehaltlich des Beschlusses des Aus-
schusses für Arbeit, Soziales, Seniorinnen und Senioren, Migrantinnen und Migranten und 
Menschen mit Behinderung und vorbehaltlich der Sicherstellung der Drittmittelfinanzierung 
die Verlängerung des 1,0 überplanmäßigen Bedarfes (Entgeltgruppe 13 TVöD (Entgeltord-
nung/VKA)) im Amt für kommunale Arbeitsmarktpolitik, befristet bis zum 30.09.2028. 
 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 



 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Feierabend, Telefon 2486 
Bremerhaven, 10.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  11/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
Entfristung eines 1,0 befristeten überplanmäßig anerkannten Bedarfes für die DV-
Anwendungsbetreuung des Bürger- und Ordnungsamtes 
 
 
 
 
A Problem 
Der Personal- und Organisationsausschuss hat in seiner Sitzung am 17.04.2023 (Vorlage Nr. 
l/30/2023) 2,0 überplanmäßige Bedarfe (Beschäftigte in der Informations- und Kommunikati-
onstechnik, Entgeltgruppe 8 TVöD (Entgeltordnung/VKA)) befristet für die Dauer von zwei 
Jahren im Anschluss an die Ausbildungsverhältnisse im Bereich der DV-
Anwendungsbetreuung des Bürger- und Ordnungsamtes anerkannt. In seiner Sitzung am 
03.06.2025 (Vorlage Nr. 22/2025) beschloss der Personal- und Organisationsausschuss die 
Verlängerung eines 1,0 überplanmäßig anerkannten Bedarfes befristet für ein weiteres Jahr 
bis zum 14.06.2026. 
 
Im Amt 91 werden durch die DV-Anwendungsbetreuung diverse Fachverfahren betreut, ohne 
die die Dienstleistungen des Amtes 91 nicht angeboten bzw. korrekt ausgeführt werden könn-
ten. Die Fachverfahren sind in allen Abteilungen des Amtes im Einsatz und unterliegen re-
gelmäßig technischen und rechtlich inhaltlichen Veränderungen sowie der Einbeziehung der 
Digitalisierung im Rahmen des Onlinezugangsgesetz (OZG). Aktuell sind im Amt 91 zwei 
unbefristet beschäftigte Mitarbeiter:innen für die Betreuung der Fachverfahren, inklusive Ser-
veradministration sowie den lokalen Support vor Ort, für insgesamt ca. 150 Arbeitsplätze zu-
ständig. Die o. g. befristete dritte Stelle in der DV-Anwendungsbetreuung übernimmt neben 
der Unterstützung der zwei unbefristet beschäftigten Mitarbeitenden aktuell vorrangig den 
Support vor Ort sowie kleinere Problembehebungen in den Fachverfahren. 
 
Aufgrund der Vielzahl an Fachverfahren und der damit einhergehenden Betreuung von ca. 
150 Arbeitsplätzen an verschiedenen Standorten sowie der stetigen Weiterentwicklung der 
Leistungen im Sinne des OZG wird die dritte, derzeit bis zum 14.06.2026 befristete Stelle in 
der DV-Anwendungsbetreuung, dauerhaft benötigt.  
 
Die Abteilung Organisation/Stellenbewertung des Personalamtes hat der dauerhaften Einrich-
tung der Stelle zugestimmt. Das Bürger- und Ordnungsamt hat in der Folge zum Stellenplan 
2026/2027 einen Stellenplanantrag (siehe Antrag Nr. G 10 in den Anlagen zur Vorlage Nr. 
1/2026) auf Neuschaffung einer Stelle eingebracht.  
 
Da nicht sichergestellt ist, dass der Haushalt 2026 zum Zeitpunkt des Auslaufens der aktuel-
len Befristung des üpl. Bedarfes in Kraft ist, wird die Entfristung des üpl. Bedarfes beantragt.  
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B Lösung 
Der Personal- und Organisationsausschuss beschließt die Entfristung eines 1,0 überplanmä-
ßig anerkannten Bedarfes (Entgeltgruppe 8 TVöD (Entgeltordnung/VKA)) für die DV-
Anwendungsbetreuung des Bürger- und Ordnungsamtes. 
 
C Alternativen 
Keine, die empfohlen werden können. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Auf der Grundlage der Personalhauptkosten von 2025 entstehen zusätzliche Personalkosten 
wie folgt: 
 
Ausgehend von einer Entfristung des überplanmäßigen Bedarfs ab Juni 2026 entstehen im 
Haushaltsjahr 2026 zusätzliche Personalkosten in Höhe von ca. 34.790 € brutto. Drittmittel 
stehen zur Finanzierung nicht zur Verfügung. Die Kosten sind vielmehr vollständig aus dem 
Budget des Bürger- und Ordnungsamtes bzw. aus dem Ausschussbereich zu finanzieren und 
belasten den kommunalen Haushalt wie dargestellt. 
 
Aufgrund des Magistratsbeschlusses vom 20.11.2024 (Vorlage Nr. I/260/2024) soll die Stel-
lenneuschaffung durch Streichung der nächsten frei werden Stelle im Bürgerbüro Nord (91/2) 
kompensiert werden.  
 
Zusätzliche Raumbedarfe entstehen nicht.  
 
Klimaschutzzielrelevante Auswirkungen ergeben sich nicht. 
 
Der Beschlussvorschlag hat keine Genderrelevanz. 
 
Auswirkungen auf ausländische Mitbürger:innen, Menschen mit Behinderungen, besondere 
Belange des Sports oder von Kindern, Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen sowie eine 
unmittelbare örtliche Betroffenheit einer zuständigen Stadtteilkonferenz liegen nicht vor. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Die für Organisationsfragen zuständige Abteilung des Personalamtes hat der dauerhaften 
Einrichtung der Stelle zugestimmt.  
 
Die zuständigen Mitbestimmungsgremien sind im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages zu 
beteiligen. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Keine. Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG ist sichergestellt. 
 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss beschließt die Entfristung eines 1,0 überplanmä-
ßig anerkannten Bedarfes (Entgeltgruppe 8 TVöD (Entgeltordnung/VKA)) für die DV-
Anwendungsbetreuung des Bürger- und Ordnungsamtes. 
 
 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 



 

 

 
 

Dezernat I 
Personalamt 
Frau Fröhlich, Telefon: 2679 
Bremerhaven, 23.02.2026 

 
 
 

Vorlage Nr.  12/2026 

für die Sitzung des Personal- und Organisationsausschusses. 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 2 

 
 
 
Ausnahmen von den Verwaltungsvorschriften zur vorläufigen Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Stadt Bremerhaven für das Haushaltsjahr 2026 
 
 
 
 
A Problem 
Der Magistrat hat am 17.12.2025 (Vorlage Nr. II/75/2025) die Verwaltungsvorschriften zur 
vorläufigen Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stadt Bremerhaven für das Haushaltsjahr 
2026 auf der Grundlage der Ermächtigung nach Artikel 132a der Landesverfassung der 
Freien Hansestadt Bremen beschlossen. 
 
Gemäß Ziffer 4.3 der Verwaltungsvorschriften sind (Wieder-)Besetzungen von vakanten Stel-
len grundsätzlich nicht zulässig. Der Magistrat kann Personaleinstellungen, die zur Aufrecht-
erhaltung des Dienstbetriebes und gesetzlicher Pflichtaufgaben zwingend erforderlich sind, 
beschließen. 
 
Im Anschluss an eine Ausnahmegenehmigung des Magistrats hat der Personal- und Organi-
sationsausschuss über die Freigabe der beschlossenen Ausnahmen zu entscheiden (vgl. 
Ziffer 4.5 der Verwaltungsvorschriften). 
 
Der Magistrat hat bislang für folgende Stellen einen Ausnahmebeschluss gefasst: 

 1,0 Stelle „Fahrdienst“ im Sozialamt 

 2,0 Stellen „Wohngeld“ im Sozialamt 
 

Als Anlagen sind die entsprechenden Magistratsvorlagen beigefügt. 
 
B Lösung 
Der Personal- und Organisationsausschuss beschließt die Freigabe gem. Ziffer 4.5 der Ver-
waltungsvorschriften zur vorläufigen Haushalts- und Wirtschaftsführung für 1,0 Stelle „Fahr-
dienst“ und 2,0 Stellen „Wohngeld“ des Sozialamtes. 
 
C Alternativen 
Werden nicht vorgeschlagen. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Die jeweiligen finanziellen Auswirklungen können den anliegenden Magistratsvorlagen ent-
nommen werden. 
 
Es entstehen keine zusätzlichen Raumbedarfe. 
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Klimaschutzzielrelevante Auswirkungen ergeben sich nicht. 
 
Der Beschlussvorschlag hat keine Genderrelevanz. 
 
Auswirkungen auf ausländische Mitbürger:innen, Menschen mit Behinderungen, besondere 
Belange des Sports oder von Kindern, Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen sowie eine 
unmittelbare örtliche Betroffenheit einer zuständigen Stadtteilkonferenz liegen nicht vor. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Der Magistrat hat den Vorlagen am 11.02.2026 zugestimmt. 
 
Die Mitbestimmungsgremien werden bei den Stellenbesetzungen beteiligt. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Keine. Eine Veröffentlichung nach dem BremIFG ist sichergestellt. 
 
G Beschlussvorschlag 
Der Personal- und Organisationsausschuss beschließt die Freigabe gem. Ziffer 4.5 der Ver-
waltungsvorschriften zur vorläufigen Haushalts- und Wirtschaftsführung für 1,0 Stelle „Fahr-
dienst“ und 2,0 Stellen „Wohngeld“ des Sozialamtes. 
 
 
 
 
Melf Grantz 
Oberbürgermeister 
 
Anlagen: MV Nr. III/6/2026 („Fahrdienst“) und MV Nr. III/7/2026 („Wohngeld“) 
 
 
 



 

 

 

Dezernat III 
Sozialamt 
Herr Blumhoff, Tel. 2665 
Bremerhaven, 26.01.2026 

 
 
 
 
Vorlage Nr.  III/ 6/2026  
für den Magistrat 

Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
Ausnahme von der Besetzungssperre für die Stelle Organisation und Koordination der 
Schüler:innenbeförderung (Fahrdienste) im Sozialamt 
 
 
 
A Problem 
Aktuell organisiert und finanziert das Schulamt Bremerhaven die Beförderung von Schüler:in-
nen mit sonderpädagogischem Förderbedarf auf Grundlage einer freiwilligen Leistung (Zuwen-
dung), die jeweils in der Regel für ein Schuljahr bewilligt wird. Aufgrund beschlossener Magist-
ratsvorlage II/34/2025 - Sanierungsmaßnahmen zur Haushaltskonsolidierung 2025 bis 2027 
der Stadtverwaltung wird die freiwillige Leistung Schülerbeförderung zum Schuljahr 2026/2027 
nicht fortgesetzt. 
 
Ab dem Schuljahr 2026/2027 endet damit die Zuständigkeit des Schulamtes für die Schüler:in-
nenbeförderung dieses Personenkreises, der ca. 200 – 240 Schüler:innen umfasst. Die Prü-
fung und Bewilligung der Beförderungskosten geht auf den leistungsberechtigten Personen-
kreis der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX und damit auf das Sozialamt Bremerhaven 
über.  
 
Bei der Übernahme der Beförderungskosten handelt es sich um eine Leistung der Eingliede-
rungshilfe, bei der das Land Bremen die Ausgaben gemäß der Finanzierungsquotenverord-
nung zu 84,5 % übernimmt. Aufgrund noch bestehender Abstimmungsbedarfe bei der Senato-
rin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration ist derzeit jedoch offen, in welcher Form sich 
das Land an den Kosten beteiligt. In Betracht kommen sowohl eine Kostenbeteiligung in Höhe 
von 84,5 % der Fahrtkosten über eine Zuwendung als auch der Abschluss von Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen, bei denen das Land 84,5 % der Ausgaben des örtlichen Einglie-
derungshilfeträgers übernimmt. 
 
Nach Einschätzung des Gesundheitsamtes Bremerhaven besteht für die Mehrheit der betroffe-
nen Schüler: innen voraussichtlich ein Rechtsanspruch auf Übernahme der Fahrtkosten als 
Hilfe zur Schulbildung gemäß § 112 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX, da sie dem leistungsberechtigten 
Personenkreis nach § 99 SGB IX angehören.  
 
Aus dem Zuständigkeitswechsel ergibt sich ein dauerhafter erheblicher zusätzlicher Verwal-
tungs- und Prüfaufwand im Sozialamt. Es ist von ca. 200–240 Fällen auszugehen, die künftig 
jährlich zu bearbeiten sind. 
 
Für jedes betroffene Kind ist eine individuelle Einzelfallprüfung erforderlich, insbesondere: 
 

• Prüfung des Vorliegens einer wesentlichen oder drohenden geistigen und/oder körper-
lichen Behinderung im Sinne des SGB IX, 

• Auswertung pädagogischer und medizinischer Unterlagen, 
• Abstimmung mit dem Kinder- und Jugenddienst des Gesundheitsamtes, 
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• enge Zusammenarbeit mit Schulen, Sorgeberechtigten sowie Beförderungsunterneh-
men, 

• rechtliche Bewertung der Zumutbarkeit alternativer Beförderungsmöglichkeiten. 
 
Das Sozialamt bekommt einen 0,5 Stellenanteil vom Schulamt, der frei ist und für eine Beset-
zung durch das Sozialamt genutzt werden kann, um so die neue Aufgabe Organisation und 
Koordination der Schüler:innenbeförderung (Fahrdienste) umzusetzen. 
 
Vor dem Hintergrund des Zuständigkeitswechsels vom Schulamt auf das Sozialamt sowie der 
engen zeitlichen Vorgaben bis zum Schuljahresbeginn 2026/2027 ist die Einrichtung einer ko-
ordinierenden Funktion zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Aufgabenwahrnehmung 
zwingend erforderlich. Der zu erwartende Anstieg der Antragszahlen macht darüber hinaus 
den Einsatz zusätzlicher personeller Ressourcen notwendig, um die Einhaltung gesetzlicher 
Fristen sowie eine rechtssichere und fachlich angemessene Prüfung der Anträge nach Maß-
gabe des SGB IX sicherzustellen. 
 
Damit ist der zwingende, unabweisbare und unaufschiebbare Bedarf gegeben. 
 
B Lösung 
Zur sachgerechten Wahrnehmung der neuen Aufgaben wird eine Stelle im Umfang von 1,0 
VZÄ eingerichtet. Der Stellenbedarf wird wie folgt gedeckt: 

• Übertragung eines freien Stellenanteils von 0,5 VZÄ vom Schulamt auf das Sozialamt. 
Der Stellenanteil steht aufgrund der Aufgabenverlagerung für eine Besetzung im Sozi-
alamt zur Verfügung. 

• Nutzung eines freien Stellenanteils des Sozialamtes von 0,32 VZÄ aus der Stelle 22036 
(Stellenstreichung), 

• Nutzung eines freien Stellenanteils des Sozialamtes von 0,12 VZÄ aus der Stelle 20070
  
 

Damit wird der beantragte Stellenbedarf in einem Umfang von 0,94 VZÄ (entspricht 36,66 
Wochenstunden) dauerhaft gedeckt.  

Ergänzend besteht die Möglichkeit einer zunächst befristeten Arbeitszeiterhöhung bis Voll-
zeit, um den vollständigen Stellenumfang von 1,0 VZÄ sicherzustellen durch  die befristete 
Nutzung eines freien Stellenanteils des Sozialamtes von 0,06 VZÄ aus der Stelle 20054. 

Die Stelle soll insbesondere folgende Aufgaben wahrnehmen: 

• Organisation und Koordination der Schüler:innenbeförderung (Fahrdienste) 
• Antragsbearbeitung von Leistungen nach dem SGB IX, insbesondere Bearbeitung und 

Prüfung von Anträgen auf Kostenübernahme der Schülerbeförderung nach § 112 Abs. 
1 Nr. 1 SGB IX 

• Bearbeitung von Kostenerstattungs- und Ersatzansprüchen 
• Komplexe Fallbearbeitung 

 
Vorgesehen ist die Ausschreibung einer Vollzeitstelle, die anteilig durch die senatorische Be-
hörde Bremen mit derzeit 60 % refinanziert wird. 
 
C Alternativen 
Keine. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Im Jahr 2024 sind dem Schulamt Bremerhaven rund 1,5 Mio. € an Beförderungskosten für 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf angefallen. Unter der An-
nahme, dass 95 % dieser Aufwendungen künftig als Leistungen nach dem SGB IX zu qualifi-
zieren sind, ergeben sich Ausgaben in Höhe von 1,425 Mio. € für die Stadtgemeinde Bremer-
haven. Hiervon trägt das Land Bremen voraussichtlich 84,5 %, sodass für die Stadtgemeinde 
eine quotierte Haushaltsbelastung von 15,5 % verbleibt. 
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Personalwirtschaftliche Auswirkungen: Auf Grundlage der Personalhauptkosten entstehen für 
eine 1,0 Stelle im Sozialamt Kosten in Höhe von ca. 121.000,00 €, die anteilig durch die sena-
torische Behörde Bremen mit derzeit 60 % refinanziert werden. Es ergeben sich keine Anhalts-
punkte, dass Frauen und Männer unterschiedlich betroffen sind. Die Besetzung erfolgt gender-
gerecht. Durch den Beschlussvorschlag ergeben sich keine klimaschutzzielrelevanten Auswir-
kungen. Die Belange ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger sind von dem Beschlussvor-
schlag nicht in besonderer Weise betroffen. Die Maßnahme richtet sich direkt an Schüler:innen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf und gewährleistet deren Teilhabe an Bildung. Auch 
die besonderen Belange der Menschen mit Behinderung sind gewahrt. Die besonderen Be-
lange des Sports sind von dem Beschlussvorschlag nicht betroffen. Eine besondere örtliche 
Betroffenheit eines Stadtteils ist nicht gegeben. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Das Personalamt hat das Einvernehmen zur Ausnahme von der Besetzungssperre erteilt.. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Die Vorlage ist für die Öffentlichkeitsarbeit geeignet und wird über das zentrale Informations-
register der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Öffentlichkeitsarbeit erfolgt durch das De-
zernat III. 
 

G Beschlussvorschlag 
Der Magistrat beschließt die Ausnahme von der Besetzungssperre für eine Stelle in der Ent-
geltgruppe 9c mit der Bezeichnung „Organisation und Koordination der Schüler:innenbeförde-
rung (Fahrdienste) im Sozialamt“. 

 
 
 
Günthner 
Dezernent 
 
 

 
 
 



 

 

 

Dezernat III 
Sozialamt 
Herr Blumhoff, Tel. 2665 
Bremerhaven, 26.01.2026 

 
 
 
 
Vorlage Nr.  III/ 7/2026  
für den Magistrat 

Anzahl Anlagen: 0 

 
 
 
Ausnahme von der Besetzungssperre in Bezug auf zwei vakante Stellen in der Wohngeld-
stelle beim Sozialamt (Stellenummer 20125 und 20121) 
 
 
 
A Problem 
Die Wohngeldstelle befindet sich aktuell in einer strukturell angespannten und zunehmend kri-
tischen Arbeitssituation, die zu einem erheblichen Bearbeitungsrückstand bei den Wohngeld-
anträgen geführt hat und sich weiter zu verschärfen droht. 
 
Wohngeld wird auf Antrag in der Regel für ein Jahr gewährt, sofern die Voraussetzungen für 
eine Bewilligung gegeben sind. Es handelt sich um eine gesetzliche Pflichtaufgabe. Häufig 
kommt es im Bewilligungszeitraum zu Änderungen aufgrund von Einkommensänderungen, Än-
derungen bei der Anzahl von Personen, Wohnungswechsel usw. 
 
Seit der Wohngeldreform zum 01.01.2023 und der damit eingehenden Zunahme von An-
spruchsberechtigten ist die Anzahl von Wohngeldhaushalten stark angestiegen von 1820 
Wohngeldhaushalten im Dezember 2022 zu 4108 Wohngeldhaushalten im Dezember 2025. 
Über das Jahr 2025 haben insgesamt 6906 Haushalte mindestens einen Monat Wohngeld be-
zogen. Die Anzahl bearbeiteter Anträge hat sich von 2131 in 2022 auf 5507 in 2025 erhöht. 
Der Umfang der Wohngeldleistungen betrug 3.755.870,00 € in 2022. In 2025 betrug der Um-
fang der Auszahlungsbeträge insgesamt 12.627.755,00 €.  
 
Seit August 2025 ist die Zahl der unbearbeiteten Wohngeldanträge massiv angestiegen. Wäh-
rend Mitte August 2025 noch rund 680 Anträge offen waren, beläuft sich der Rückstand derzeit 
auf etwa 1.060 Anträge – mit weiter steigender Tendenz. Eine zeitnahe Abarbeitung des An-
tragsbestandes ist unter den aktuellen Rahmenbedingungen nicht realistisch. 
 
Von den 18 Stellen in der Sachbearbeitung sind aufgrund von Stundenreduzierungen lediglich 
13,77 besetzt. Drei Vollzeitstellen sind derzeit vakant. Mit 01.03.2026 wird eine Stelle nachbe-
setzt. 
 
Durch Vertretungen und unbesetzte Stellen haben sich die Fallzahlen pro VZÄ in den letzten 
Monaten deutlich erhöht. Im April 2025 betrug die Anzahl pro VZÄ 240 Fälle und lag anlässlich 
einer neuen Aufteilung im Oktober bereits bei 285 Fällen pro VZÄ. Aktuell ist eine Sachbear-
beiterin bzw. ein Sachbearbeiter mit einer Vollzeitstelle durchschnittlich für rund 305 Fälle zu-
ständig. Um eine kurzfristige Entlastung zu erreichen ist vorgesehen, die Wohngeldstelle vo-
rübergehend für eine Woche im Februar sowie für eine Woche im März für die Kunden zu-
schließen, um mehr Raum für eine konzentrierte Abarbeitung zu schaffen. 
 
Zusammenfassend ergibt sich daraus ein zwingender, unabweisbarer und unaufschiebbarer 
Bedarf im engsten Sinne. 
 
B Lösung 
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Mit dem Ziel zeitnah für Entlastung zu sorgen, Antragsrückstände zu vermeiden und eine zeit-
nahe Antragsbearbeitung zu erreichen, werden die aktuell zwei offenen Stellen zur notwendi-
gen Wahrnehmung der Aufgaben in der Wohngeldstelle von der Wiederbesetzungssperre aus-
genommen und ausgeschrieben, um eine zeitnahe Besetzung zu erreichen. 
 
C Alternativen 
Keine. Sollten die Stellen nicht nachbesetzt werden, wird die Anzahl unbearbeiteter Anträge 
weiter zunehmen. Wohngeld stellt für einen größeren Teil von Bürger*innen eine wichtige fi-
nanzielle Unterstützung dar. Verzögerungen in der Bearbeitung können zu finanziellen Eng-
pässen und ggf. Notlagen sowie einer Zunahme von Beschwerden führen. Bei den Mitarbei-
tenden besteht das Risiko weiterer Überlastungen, krankheitsbedingter Ausfälle sowie zusätz-
licher Personalabgänge. 
 
D Auswirkungen des Beschlussvorschlags 
Personalwirtschaftliche Auswirkungen: Auf Grundlage der Personalhauptkosten entstehen für 
2,0 Stellen in der Wohngeldstelle Kosten in Höhe von jeweils ca. 113.00,00 €. Da es sich um 
eine Landesaufgabe handelt, trägt das Land die hierfür entstehenden Personalkosten und er-
stattet diese der Stadt. Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass Frauen und Männer unter-
schiedlich betroffen sind. Die Besetzung erfolgt gendergerecht. Durch den Beschlussvorschlag 
ergeben sich keine klimaschutzzielrelevanten Auswirkungen. Die Belange ausländischer Mit-
bürgerinnen und Mitbürger sind von dem Beschlussvorschlag nicht in besonderer Weise be-
troffen. Auch die besonderen Belange der Menschen mit Behinderung und die besonderen 
Belange des Sports sind von dem Beschlussvorschlag nicht betroffen. Eine besondere örtliche 
Betroffenheit eines Stadtteils ist nicht gegeben. 
 
E Beteiligung / Abstimmung 
Das Personalamt hat das notwendige Einvernehmen für eine Ausnahme von der Besetzungs-
sperre erteilt. 
 
F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Die Vorlage ist für die Öffentlichkeitsarbeit geeignet und wird über das zentrale Informations-
register der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Öffentlichkeitsarbeit erfolgt durch das De-
zernat III. 

 
G Beschlussvorschlag 
Der Magistrat beschließt die Ausnahme von der Besetzungssperre für zwei Vollzeitstellen in 
der Entgeltgruppe 9a mit der Bezeichnung „Sachbearbeiter/-in Wohngeld“. 

 
 
 
Günthner 
Dezernent 
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